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Deutſchland. 
Zur net Frage. 
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8 iſt vielfach in ſocialiſtiſchen Schriften von einem Recht auf 
Abel die lade 2 indem man behauptet hat, der Staat habe 
die unbedingte Verpflichtung, ſeinen arbeitsfähigen Angehörigen 
unter allen Umſtänden Arbeit zu gewähren. Ein f olches Recht 
giebt es aber nicht. Der Staat als Arbeitgeber ſteht in keinem 
anderen Verhältniſſe zu den Arbeitnehmern, als der Private, und man 
wird vernünftigerweiſe nicht den Satz aufſtellen, der Begüterte könne 
rechtlich gezwungen werden, dem Bedürftigen Arbeit zu geben, wenn 
letzteres nicht mit ſeinem Intereſſe zuſammenfällt, d. h. wenn er nicht 
die Arbeitsleiſtung brauchen kann. Jede Arbeitsbeſtellung it ein ſo 
genannter läſtiger, eine Leiſtung und Gegenleiſtung vorausſetzender 
Kontrakt, demgemaͤß der Arbeitsgeber ſich Arbeiten oder Dienſte, der 
Arbeitsnehmer eine Entſchädigung an Geld oder geldwerthen Vorthei⸗ 
len, jeder Theil mithin einen Nuten ſich verſpricht. Sobald nun dem 
Arbeitgeber die Arbeit keinen Nutzen ſchafft, er ſie mithin lediglich im 
Intereſſe des Arbeitnehmers giebt, damit dieſer allein dabei verdiene, 
ſo wird aus dem urſprünglich läſtigen Vertrage ein rein wohlthä⸗ 
tiger, d. h. ein ſolcher, von dem nur ein Theil Gewinn zieht. Zu 
einer Handlung der bloßen Wohlthätigkeit kann aber weder ein Pri⸗ 
vatmann noch der Staat rechtlich genöthigt werden. . 
Von einer rechtlichen Verbindlichkeit, Jemandem 1 eben, 
wenn man dieſelbe nicht nöthig hat, kann alſo ein für alle Mal nicht 
die Rede ſein. Etwas Anderes iſt es, weun eine moraliſche Verbind⸗ 
lichkeit des Staats angenommen wird, den arbeitsfähigen Staatsan⸗ 
gehörigen Arbeit zu gewähren. Dieſe iſt allerdings vorhanden und im 
Begriffe und Weſen des Staats ſelbſt begründet, welcher dazu gi 
alle feine Glieder nach ihren Fahigkeiten zu verwenden und vor dem 
Untergang zu ſchützen. In dieſem Sinn ſind auch die geſetzlichen 
Vorſchriften zu verſtehen, auf welche man ſich zum Beweiſe eines vor⸗ 
handenen poſttiven Rechts des Einzelnen auf Arbeit berufen hat, 
Indem 8. 1 des Allg. Landrechts Th. II. Tit. 19 von Armenan⸗ 
ſtalten dem Staat die Verpflichtung auflegt, die Arb eitsunfähigen in 
Ermangelung anderer dazu Verpflichteter zu erhalten, beſtimmt C. 2, 
daß denjenigen, welchen nur Mittel und Gelegenheit mangelt, ihren 
Unterhalt zu verdienen, Arbeiten angewieſen werben ſollen. Schon 
in dem Worte ſollen liegt ganz deutlich, daß dieſe Anordnung keinen 
Zwang feſtſetzt, ſondern eine Verwaltungsmaaßregel in ſich faßt, die 
nach Befinden der Umſtände und wenn nichts eutgegenſteht, zur An⸗ 
wendung kommen ſoll. Hätte der Geſetzgeber eine Zwangspflicht hin⸗ 
ſtellen wollen, fo würde er das Wort: müſſen, ſtatt ſollen gebraucht 
haben. Es wird offenbar nur zur Geltung gebracht, daß dem Staat 
mehr Mittel und Gelegenheit zur Beſchäftigung Arbeitsfähiger zu Ge⸗ 
bote ſtehen, als dem Einzelnen. Dies ſchließt jedoch die Möglichkeit 
nicht aus, daß auch der Staat gelegentlich Mangel an zu vergebender 
Arbeit, oder an Mitteln, Arbeit zu bezahlen, leiden könne. Wer wollte 
in ſolchem Fall Arbeit als Recht von ihm beanſpruchen? Wenn wir 
hienach auch überzeugt ſind, daß eine Berechtigung des Proletariats 
Arbeit zu fordern, nicht vorhanden, fo iſt doch feine Hülfsbedürftigkeit 
außer allem Zweifel. Was kann nun aber zur Abhülfe geſchehen? 
In unſerem 1. Artikel haben wir ſchon erwähnt, daß den ſchrek⸗ 
keuerregenden ſocialen Zuſtänden eine gründliche Abhülfe nur dadurch 
gewährt werden kann, wenn man das Uebel bei der Wurzel faßt, wenn 
man für die Zukunft wirkend, die beſſere Erziehung der Jugend, der 
Kinder des Proletariats, ſich zur Aufgabe macht. Daß aber auch jetzt 
ſchon etwas geſchehen muß, find wir der Menſchheit nicht blos, das 
find wir unſerer eigenen Sicherheit ſchuldig. Wer etwas zu verlieren 
hat, der weigere ſich nicht, einen Theil zu opfern, um den anderen 
ſich zu erhalten. Erleben wir noch ein Jahr 1818, unn dann ſind die 
ſoctalen Verhältniſſe fo darin verwebt, daß das Mein und Dein die 
Hauptrolle dabei ſpielen wird. Alle Vorſchläge nun aber, ſich auf 
Unſer jetziges Proletariat beziehend, find nur palliative, die, wie Herr 
von Haza bei ſeinen Vorſchlägen ſehr richtig ſagt, in ſchwachen Doſen 
gegeben, ohne jede Wirkung bleiben, und nur wie ein Tropfen Waſſer 
im Meere verſchwinden würden. Ob aber die vom Herrn von Haza 
vorgeſchlagenen Mittel von dem Erfolge ſein werden, wie ſie ſeine 
Phantaſie ſich gemacht, möchten wir ſchon um deshalb bezweifeln, weil 
er dieſe von uns nur für palliative gehaltenen Mittel, ſchon für die 
Radikal⸗Kur ſelbſt hält. Stark find feine Doſen allerdings, doch heilt 
die Quantität der Arznei die Krankheit nicht, das rechte Mittel muß 
getroffen ſein; um das zu finden, muß man den Sitz derſelben richtig 
erkannt haben. So wohlwollend die in der kleinen Brochure enthal⸗ 
tenen Vorſchläge auch ſind, fo haben fie von vorn herein ſchon den 
roßen Fehler, daß ſie nut auf einem Theil dieſer unglücklichen Ver⸗ 
half baſirt find, dieſe im Auge haltend, nur an das Proletariat 
auf dem platten Lande denken. So groß nun auch die Leiden gerade 
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dieſer Klaſſe der Armuth ſind, ſo nothwendig und wünſchenswerth es 


erſcheint, dem armen Tagelöhner Hülfe bringend beizuſpringen, fo 
können dieſe Zuftände ſich dennoch nicht meſſen mit denen in den Fa⸗ 
brikgegenden. Die armen Weber beſonders ſind es, die wohl in jeder 
Beziehung ein Loos gezogen, das in vollem Maaße die Aufmerkſamkeit 
des Staates in Anſpruch nehmen muß, um ſo mehr ſie in der Zeit 
der politiſchen Bewegung ſich als die bereitwilligſten Schildknappen 
der Umſturz⸗Partei gezeigt haben. Hier kommt zu der bitterſten Noth 
noch die Anhäufaang der Unglücklichen auf einem engen Raum. Das 
ländliche, Ackerbau treibende Proletariat iſt im Verhältniß dünn auf 
verſchiedene Gegenden vertheilt, indeß die Fabrikarbeiter, hundert⸗ 
weiſe beiſammen lebend, gern bereit ſind, den Worten der Verführung 
ihr Ohr zu leihen, die ſtatt des trockenen Brotes — ihnen Ueberfluß 
verſprechen. Zu dieſen Uebelſtänden tritt in der Zeit der Noth und 
Unruhe nun noch das Stocken der Geſchäfte, mit ihm die Unmöglich- 
keit fuͤr Fabrikherrn, dem Arbeiter Arbeit zu geben, indeß der Grund⸗ 
beſitzer ſein Proletariat immer noch wird beſchäftigen und es, fehlt 
das banre Geld auch einmal, mit den Erzengniſſen feines Bodens be⸗ 
zahlend, doch vor dem Hungertode ſchützen kann. Gegen all' das Elend 
helfen die Vorſchläge des Herrn von Haza nichts, denn wollte 
der Fabrikarbeiter, am Webſtuhl kein Brot findend, ſich mit dem Spa⸗ 
ten und der Hacke melden, fo würde der entnervte Körper, der von der 
frühſten Jugend an hinter den Webſtuhl gebannt, feine phyſiſchen 
Kräfte nie entwickelt, bald von der ungewohnten Arbeit erſchöpft, nicht 
das trockene Brot verdienend, in einer traurigeren, hülfsbedürftigeren 
Lage, als vorher ſein. 

Ehe wir jedoch diejenigen Mittel beſprechen, die eine Abhilfe 
unſerer jämmerlichen ſocialen Verhaͤltniſſe bewirken können, wollen wir 
zuvörderſt auf die letzteren ſelbſt eingehen, und von ihnen ein klares 
Bild entwerfend, fragen: wie ſind wir in dieſe Zuſtände gerathen? Nur 
durch eine klare Anſchauung des Uebels iſt eine Hebung deſſelben mög⸗ 
lich. Bei einem richtigen Erkennen ſeiner Größe und der damit verbun⸗ 
denen Gefahr für die menſchliche Geſellſchaft, kann es gelingen, ehe 
die eigentliche Kur begonnen wird, diejenigen Palliative anzuwenden, 
die auf dieſelben eingehend, vorläufig nur das gänzliche Ueberhand⸗ 
nehmen der Krankheit verhindern ſollen, und ſo dieſelbe brechend, der 
beſitzenden Klaſſe die Garantie gewähren, auf welche dieſelbe, wegen 
der zu bringenden Opfer, jedenfalls Anſpruch hat. 

In den nächften Artikeln werden wir daher eine kurze Geſchichte 
unſerer ſocialen Zuſtände bringen, hierauf wird eine Beleuchtung der 
Gefahren folgen, die für die bejigende Klaſſe aus einem etwaigen Miß⸗ 
brauch des Proletariats durch die Demokratie, bei vorkommenden Even⸗ 
tualitäten, entſtehen kaun. Hieraus wird ſich ſelbſtredend die Noth- 
wendigkeit ergeben, um der eignen Exiſtenz Willen, Opfer zu bringen. 
Dem ſoll ſich dann endlich eine Beſprechung derjenigen Mittel an⸗ 
schließen, die den Nothſtand des Proletariats abzuhelfen, geeignet ſein 
dürften. 


O Berlin, den 14. Febr. Leider gewinnt es immmer mehr 
Wahrſcheinlichkeit, daß der Kriegsminiſter v. Strotha wegen ange— 
griffener Geſundheit aus dem Miniſterium ausſcheiden wird. Die 
Wünſche und Vorſtellungen ſeiner Kollegen ſind nicht im Stande ge⸗ 
weſen, ihn zum Verbleiben zu beſtimen. Die Daͤniſche Sache nimmt 
unter eifriger Mitwirkung Englands nachgehends wenigſtens eine ſolche 
Geſtalt an, daß der Ausbruch neuer Feindſeligkeiten und Erneuerung 
der Blokade nicht zu fürchten ſteht. Wie man hört, ſollen in Berlin 
mehrere neue Kaſernen gebaut werden. Man kann daraus ſchließen, 
daß die Hauptſtadt Preußens für die Dauer eine ſtärkere Garniſon 
erhalten werde. Geſtern hat eine Konferenz der Führer der demokrati⸗ 
ſchen Partei ſtattgefunden. Es iſt der Beſchluß gefaßt worden, im 
Verein mit den Steuerverweigerern eine Denkſchrift herauszugeben, in 
welcher gezeigt werden ſoll, daß Preußen mit der gegenwärtigen Ver⸗ 
faſſung nicht gedeihen konne. Speziell wurde ausgemacht, mit der 
Abfaſſung Herrn Rodbertus nicht zu beauftragen. Einzelne Geſtänd⸗ 
niſſe, welche bei dieſer Gelegenheit zum Vorſchein kamen, ſprechen 
nicht für die Stärke und Feſtigkeit dieſer Partei. Die Vereine liefen 
Gefahr, ſich in Wohlgefallen aufzulöſen, wenn die Regierung nicht 
durch wiederholte Auflöfung der Sitzungen das Intereſſe belebe oder 
von außen her ein neuer Anſtoß erfolge: ſolche und ähnliche Dinge 
konnte man hören. Die Berliner Wahlmänner für das Erfurter Par⸗ 
lament werden den Abgeordneten ein Feſtmahl geben. Die Eingela⸗ 
denen haben indeß den Wunſch zu erkennen gegeben, daß dieſes Mahl 
bis nach dem Schluß der Kammer (26. Februar) verſchoben werden. 

Berlin, den 14. Februar. Die „Conſt. Correſp.“ enthält Fol⸗ 
gendes: Trotz der Theilnahmloſigkeit für den Erfurter Reichstag, 
die nach den demokratiſchen Angaben das ganze Preußiſche Volk erfüllen 
ſoll, richtet doch die allgemeine Theilnahme mehr und mehr ihre Au⸗ 
gen nach Erfurt, wo man von der beſonnenen Vaterlands ebe einer 
großen Anzahl der beſten Männer Deutſchlands die definitive Geſtal⸗ 
tung des engeren Bundesſtaats erwartet. Die guten Erfurter ſelbſt 
ſcheinen uns übrigens Schiller's Worte: „Die Gelegenheit iſt günſtig“, 
ſchlimm zu deuten, inſofern fie, dem Vernehmen nach, ihre Anſprüche 
in Betreff der Wohnungsmiethen in einer Weiſe geſteigert haben fol 
ſen, in Vergleich zu weicher die Abgeordneten zu Frankfurt bei weitem 
billiger gewohnt haben würden. Hoffentlich iſt eine derartige Speku⸗ 
lation auf die Diäten der Abgeordneten nur das Ergebniß der erſten 
Hitze und unſer Rath käme dann nicht zu ſpät, daß die Herren Ab⸗ 
geordneten ſich nicht dieſem erſten Feuer ausſetzen, ſondern die Politit 
des großen Fabius beobachten mögen, der bekanntlich „Zaudern“ für 
„Handeln“ hielt. Platz iſt zuletzt für Alle, und die Erfurter werden 
bald erkennen, daß die Zukunft der Gegenwart opfern, nicht die Sa⸗ 
che der Weiſen iſt. 4 

Berlin, den 15. Febr. Der heutige Staats- Anz. enthält das 
Geſetz, betreffend die Stellung unter Polizeijʒ⸗Aufſicht dom 12. Februar 
unter Aufhebung des Geſetzes vom 24. Septbr. 1848. Zu bemerken 


1850. 


iſt die eonſtitutionelle Publikations⸗Formel: Wir, Friedrich Wil⸗ 
* 30. verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, was 
folgt. 

Thorn, im Februar. (Berl. Nachr.) Ueber die großen politi⸗ 
ſchen Fragen wollen wir die kleinen Lebensbedürfniſſe um ſo weniger 
vergeſſen, als dieſe offenbar eben ſo hohen Werth haben, wie jene. 
Dieſer Winter ſtellt es in ein grelles Licht, wie armſelig noch unſere 
Communikationen ſind. Es giebt jetzt in unſerer Gegend keine Wege 
mehr! Die wenigen Meilen Chauſſee in der Umgegend wollen nicht 
viel ſagen, und die großen Landſtraßen ſind nichts weniger als 
dieſes, da fie meiſtens tiefer liegen als die Aecker, Kanäle, in wel 
chen ſich der Schnee berghoch aufgethürmt und nun in Eis und Waſ⸗ 
ſer umgewandelt hat. Dieſe Straßen find daher nur theilweife zu 
paſſiren und der gewöhnliche Verkehr, ſowie der Poſtenlauf, haben 
ſich andere Wege über Aecker und Wieſen ſchaffen muſſen. Nachts 
fahren die Poſten nicht mehr, ſondern man übernachtet auf den Sta⸗ 
tionen. Aber auch am Tage ſind die Fahrten gefahrvoll. Der fette 
Boden iſt durchweicht und es haben ſich Seen gebildet; entweder alſo 
muß man darauf gefaßt ſein, im Lehme ſtecken zu bleiben, oder öfter 
ein kaltes Bad zu genießen. Glücklich, wer ſich noch eines ganz leich⸗ 
ten Fuhrwerks und ebenſo ſtarker, als leichter Pferde bedienen kann, 
um wenigſtens durch die Waſſermaſſen ſchnell hindurchzukommen. Wer 
mit den Poſten zu fahren genöthigt iſt, dem rathen wir, auf Alles ge⸗ 
faßt zu ſein, und ſich glücklich zu preiſen, wenn er geſund und mit 
ganzen Gliedern an das Ziel gelangt. Auf den Touren nach Graudenz 
nach Straßburg ſind bereits 7 Poſtſchlitten im Waſſer und Lehm ſtek⸗ 
ken geblieben, und zwar fo, daß man, nachdem Menfchen und Pferde 
in Maſſe vergeblich aufgeboten waren, die Fuhrwerke ihrem Schickſale 
überlaſſen mußte. So ſollten unter Anderen neulich Reiſende einen 
Dümpel paſſiren, ſtanden aber davon ab, da ſie bei näherer Beſichti⸗ 
gung aus der Mitte des Sumpfes eine Deichſelſpitze herausſtecken ſahen, 
die genug ſagte. — In der Culmſeer Gegend warf neulich die Poſt 
um, ſo daß das Waſſer ſogleich einen Fuß hoch im Wagen ſtand. Die 
Damen, welche darin waren, mußten ſich auf der, über Waſſer liegen⸗ 
den Seite des Wagens zum Fenſter hinaus retiriren und dort eine 
Stunde im Regen, wie auf einer Inſel, zubringen, dann, als Hülfe 
kam, durch das einige Fuß tiefe Waſſer waten. — Auf dem Wege 
nach Straßburg, und zwar auf der Stelle, wo vor drei Jahren zwei 
tüchtige Pferde ertrinken oder erſticken mußten, da man ſie nicht her⸗ 
ausziehen konnte, iſt neulich wieder die Poſt ſtecken geblieben; zwölf 
Pferde vermochten den Wagen nicht herauszuziehen, ſo daß man ihn 
bis auf beſſere Zeit im Loche ſtecken laſſen mußte. Dergleichen und 
ähnliche Vorgänge ſind nun nicht etwa nur Folge dieſes ſtrengen Win⸗ 
ters, ſondern faſt in jedem Jahre ſpielen ſie mehr oder weniger eine 
Rolle. Wenn Angefichts deſſen die Stimmung unſerer Gegend den 
21 Millionen Thalern nicht günſtig iſt, welche für die Eiſenbahn nach 
der Provinz Preußen verwendet werden ſollen, fo ift dies ſehr natür⸗ 
lich, und ebenſo natürlich, daß man vielſeitig dahin trachtet, die Bitte 
um Chauſſeen, welche den Behörden ſchon faſt bis zur Ermattung vor⸗ 
getragen iſt, nunmehr in die Liturgie, als feſtſtehendes Kirchengebet, 
aufgenommen zu ſehen. — Segne uns, o Herr, und alle Königlichen 
Länder, und gieb uns baldigſt Chauſſeen! 

Köln, den II. Febr. Ueber das Hochwaſſer wird Folgendes be⸗ 
richtet. Aus Coblenz vom 9. Der Rhein iſt heute wieder um ein 
Merkliches gefallen und faſt ganzlich aus den Straßen bis hinter die 
Fortifikationsmauer zurückgewichen. Die Werfte ſtehen noch unter 
Waſſer. Die Hoͤhe deſſelben um 8 Uhr beträgt 22 Fuß. — Aus 
Neuß vom 6. Heute Nacht gegen 113 Uhr iſt bei einem ſtarken 
Winde und ſtarkem Wellenſchlage der Damm bei Heerd durchgebro⸗ 
chen, wodurch die untere Gegend nach Lank, bis Oedingen und Bü⸗ 
derich, Ober- und Niederlörik ſehr ſtark überſchwemmt find; auch 
Ober- und Niederkaſſel leidet dadurch ſehr viel. — Aus Oberweſel 
vom 7. Das Unglück, welches durch den Eisgang vom 30. v. M. bis 
4. d. M. die Stadt Oberweſel und unſere Nachbarſtadt Bacharach 
betroffen, iſt außerordentlich. Dadurch, daß das Eis ſich ſcchsmal 
ſtellte, was beſonders am 30. Januar und 2. Februar mit der größten 
Schnelligkeit eintrat, und durch das Aufthürmen des Eiſes, über die 
Höhe der Stadtmauer und Häufer, die Vernichtung der ganzen Stadt 

„befürchten ließ, wurden die Einwohner in ihren Wohnungen und 55 
Betten vom Waſſer überraſcht. Es war ein ſchrecklicher Anblick, Wei⸗ 
ber und Kinder ſchreiend und nackt, im Hemde, durch das in 
nach den höher liegenden Stadttheilen flüchten zu ſehen, während die 
Männer mit der größten Lebensgefahr das Vieh aus den ſchon über⸗ 
ſchwemmten Ställen zu retten ſuchten. An Rettung von Lebensmitteln 
und Hausgeräthen war nicht zu denken. Das Jammergeſchrei der 
Menſchen, das Läuten der Nothglocke, das Getöfe der dom aſſer 
gedrängten Eisberge, das Brüllen des herumirrenden Viehes war 
fürchterlich; aber trauriger ſah es in den Gebanden aus, als das 
Waſſer, nachdem das Eis ſich zum letztenmale in Bewegung geſetzt 
und ſich endlich Bahn gebrochen hatte, aus denſelben zurückgewichen 
war. Straßen, Gaſſen, Häuſer, Ställe und Felder waren voll Eis; 
Thüren, Fenſter, Wände, Stubenböden waren theils eingefallen, theils 
vom Eiſe eingeſchlagen und die Trümmer waren mit Betten und 
Hausgeräthen, mit Eis und Schlamm bedeckt durcheinander. Der 
Schaden iſt außerordentlich! 


Frankreich: 

Paris, den 9. Febr. (Köln. Z.) Vorgeſtern Abend war große 
Abendgeſellſchaft und Ball im Elpſee. Man ſpricht wieder von einer 
großen Revue, welche L. Napoleon nächſtens über die hieſige Besatzung 
halten werde. — Der Miniſterrath war heute Mittag verſammelt und 
die Schweizerfrage abermals Gegenſtand der Berathung. Nach der 
„Eſtafette“ wäre jede Bedenklichkeit der Lage verſchwunden, indem 
Depeſchen Dufour's gemeldet hätten, daß er ſich anſchicke, den Forde⸗ 
rungen Oeſterreichs und Preußens genugzuthun. — Abermals ſpricht 
man von einem Miniſterwechſel und bringt damit den Umſtand in Ver⸗ 
bindung, daß Lamartine geſtern vom Präfidenten ins Elyſée berufen 


wurde. — Man bemerkte heute Mittag dahier wieder bedeutende Trup⸗ 
penbewegungen. Ein bedeutender Transport Artillerie nebſt Muni⸗ 
tion nahm feinen Weg über die Quads. — Zwiſchen den Führern 
der Socialiſten und dem unter dem Namen „Freunde der Verfaſſung“ 
bekannten Theile der republikaniſchen Partei haben Conferenzen ſtatt⸗ 
gefunden, deren Zweck eine Verſtändigung über die bei den hieſigen 
Erſatzwahlen aufzuſtellende Candidatenliſte iſt. Die „Freunde der 
Verfaſſung“ ſchlagen Girardin, Foreſtier und Goudchaur vor; man 
weiß noch nicht, ob dieſe Liſte Annahme finden wird. — Der Polizei⸗ 
Präfekt hat den Polizei-Commiſſaren und feinen übrigen Agenten ber 
fohlen, in den Carnevalstagen keine Masken, welche die mindeſte po⸗ 
litiſche Anſpielung darbieten, auf den Straßen zu dulden. Dieſer Bes 
pi! ſoll hauptſächlich deshalb ergangen fein, weil Garlier erfahren hat, 

aß eine Anzahl Studenten ihn ſelbſt, von feinen Polizeiagenten ums 
geben, darſtellen wollen. — Seit geſtern Abend iſt das wunderliche 
Gerücht verbreitet, daß England nach Erledigung der Griechiſchen An— 
gelegenheit auch die Küſten von Neapel und Sicllien blokiren werde. 

In der heutigen Sitzung der National-Verſammlung 
wird die am Schluſſe der geſtrigen Sitzung begonnene Discuſſion über 
die Erſetzung der Naturalleiſtungen zur Unterhaltung der Gemeinde— 
wege durch proportionirte Beſteuerung fortgeſetzt. Die erſte Bera⸗ 
thung des Geſetzes wird geſchloſſen und die Verſammlung genehmigt 
den Uebergang zur zweiten Berathung, bei der erſt die einzelnen Be⸗ 

immungen zur Sprache kommen werden. Die Tagesordnung bringt 

bt die erſte Berathung über den Vorſchlag mehrerer Montagnards 
zur Beguͤnſtigung der Arbeiter⸗Aſſociationen bei der Conceſſion der öf— 
fentlichen Bauten. Nadaud, einer der Urheber deſſelben, der ſelbſt 
ein Arbeiter iſt, giebt der Majorität zu bedenken, daß es von jeher die 
Conſervativen aller Regierungen geweſen ſind, die das Land in ge— 
waltſame Kataſtrophen geſtürzt haben, und verlangt Reformen im 
Intereſſe der Arbeiter, um nahe, vielleicht von ſchrecklichen Folgen bes 
gleitete Revolutionen zu vermeiden. Er geht dann auf die einzelnen 
Uebelſtände bei der gebräuchlichen Conceſſionsweiſe öffentlicher Baus 
ten ae. ein und ſucht nachzuweiſen, daß der Staat und beſonders die 
Arbeiter durch die zahlreichen Zwiſchen-Unternehmer und Agenten an 
40 pCt. von den für die öffentlichen Bauten beſtimmten Summen zu 
verlieren pflegen. Er folgert, daß in Zukunft der Staat ſeine Bauten 
direkt an Arbeiter-Aſſociationen übertragen ſoll. L. Faucher, Be— 
richterſtatter des Prüfungs-Ausſchuſſes, autwortet ſehr kurz, daß 
Nadaud nichts anderes wolle, als die Arbeiter der Anarchie überlie— 
fern, und daß er auf ſeine Einzelheiten, die durchaus hypothetiſcher 
oder ungewiſſer Natur ſeien, nicht weiter eingehen könne. 

Großbritanien und Irland. 

London, den 8. Febr. (Köln. Zeit.) Ueber die Griechiſche Anz 
gelegenheit ſtellt die „Times“ folgende Betrachtungen an: „Wir wiſ— 
ſen nicht, in wie weit die im Parlamente abgegebenen Erklärungen 
oder die Papiere, welche vorgelegt werden ſollen, den Tadel dieſes 
Landes entwaffnen werden. Aber wenn man auch im Haufe der Ges 
meinen Gleichgültigkeit gegen einen ſo trivialen Vorfall affettiren mag, 
Europa wirb ihn mit ganz anderen Gefühlen aufnehmen. Er dient 
als praktiſcher Beleg für alle jene Anklagen, welche ein bedeutender 
Theil der fremden Preſſe gegen die ſogenannte „„Aumaßung““ und 
„„ Verrätherei““ Englands haͤuft, indem ſie erklärlicher Weiſe das 
Benehmen einiger Individuen mit dem Geiſte und der Politik der Na⸗ 
tion verwechſelt. Er gibt der in unſeren Tagen ſchon zu ſehr herr⸗ 
ſchenden Anſicht neues Gewicht, daß die Streitträfte Englands ange: 
wandt werden, um Anarchie anzuſchüren, um die Schwachen einzu— 
ſchüchtern und um diejenigen zu ärgern, welche zu provociren weniger 
ſicher ſein möchte. Ohne Zweifel ſind dieſe Vorſtellungen ſehr über— 
trieben und bis zu einem gewiſſen Grade ungegründet. Unmöglich 
darf man den ausgezeichnetſten Mitgliedern der gegenwärtigen Regie— 
rung dergleichen verächtliche und verderbliche Abſichten zur Laſt legen, 
und ohne ihr Wiſſen und ihre Zuſtimmung finden ſie ſich in Händel 
verwickelt, welche von der ganzen Menſchheit verdammt zu werden 
verdienen. Ganz beſonders ſchmerzlich empfinden die Wirkung ſolcher 
Ereigniſſe diejenigen, welche, wie wir, der Regierung wegen der Ue— 
bereinſtimmung mit ihren Grundſätzen im Allgemeinen eine willige 
und unabhängige Unterſtützung leihen.“ 

Oſtindien. 

Bombay, den 3. Januar (Calcutta, 22. Dezember). Oberſt 
Leſter hatte den Befehl erhalten, mit einer Abtheilung leichter Infan— 
terie gegen die Kuks, einen an der Gränze des Britiſchen Gebietes 
wohnenden Volksſtamm, welcher Raubzüge in die Ebene gemacht 
hate, zu marſchiren; wie man glaubte, hatten ſie die Abſicht, Gefan— 
gene mit ſich hinwegzufuͤhren, um dieſelben ihrem verſtorbenen Häupt⸗ 
nge als Todtenopfer darzubringen, da bei ihnen die Sitte herrſcht, 
für jedes Lebensjahr ihres Häuptlings einen Menſchen zu opfern. Der 
Oberſt Bradshaw hatte mit 2500 Mann Peſchawer verlaſſen, um ei— 
nige Dörfer, die ſich geweigert hatten, Tribut zu bezahlen, zu unter: 
werfen. Am 10 Dezember erreichten die Engliſchen Truppen das in 
einer tiefen Schlucht gelegene Dorf Sunghao, wo fie den etwa 2000 
Mann ſtarken Feind am folgenden Morgen angriffen, nach einem 
hartnäckigen Gefechte von ungefähr 5 Stunden zum Rückzuge zwan⸗ 
gen und dann das Dorf anzündeten. Die Engländer hatten 5 Todte 
und 17 Verwundete. Dieſer Verluſt wurde hauptſächlich dadurch ver: 
anlaßt, daß ihre Gegner von den umliegenden Höhen Steine auf fie 
warfen. Die Indier ſollen an 100 Mann verloren haben. In Folge 
dieſer Niederlage bezahlten ſie den rückſtändigen Tribut für das ver⸗ 

angene Jahr und verſprachen gute Aufführung für die Zukunft. Am 
Lach und Idten rückten die Engländer weiter vor und griffen mehrere 
andere Dörfer an. Es gelang ihnen, den Feind aus denſelben zu ver— 
treiben, obgleich erſt nach heftigem Widerſtande. Die Häufer wurden 
zerſtört. Man erwartete, daß binnen Kurzem eine allgemeine Unter⸗ 
werfung erfolgen werde. Der Rajah von Siktim hat die beiden ges 
fangenen Engliſchen Gelehrten, Dr. Campbell und Lr. Hocker, in 
Freiheit geſetzt. 1 aD 
Kammer: Verhandlungen. 

116te Sitzung der erſten Kammer vom 12. Februar. 

Tagesordnung: 1) Antrag des Grafen v. Itzenplitz we⸗ 
gen Betheiligung der erſten Kammer bei der in der erſten zweiten Kam 
mer erwählten Kommiſſion für Grundſteuer⸗Ermittelungen, 2) die 
nochmalige Abſtimmung über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Ge⸗ 
meinheitstheilungs⸗Ordnung und 3) der Bericht, betreffend die Zins⸗ 
Garantie für die Actien der Aachen-Düſſeldorfer und Nuhrorts 
Crefeld⸗Kreis⸗Gladbacher Eiſenbahn. 

Der Antrag des Grafen Itzenplitz (Punkt I der Tagesordn.) 
iſt durch die darunter befindlichen Unterſchriften ausreichend unterſtützt 
und geht zur ſchleünigen Berichterſtattung an die Finanzeommiſ⸗ 
ſion. Der Finanzminiſſer erklärt, die Regierung habe eine Betheili⸗ 

ung der erſten Kammer nicht ausgeſprochen, weil das Mandat der⸗ 
elben Ausgangs des laufenden Monats erliſcht. Der zweite Punkt 
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der Tagesordnung wird durch Annahme des betreffenden Entwurfs 
erledigt. Die Kammer geht zum letzten Gegenſtand der Tagesordn. über. 
Die Commiſſion beantragt in Uebereinſtimmung mit der zweiten 
Kammer, die Garantie für die Actien der Aachen-Düſſeldorfer 
und Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis-Gladbacher Eiſenbahn zu bewil⸗ 
a An der Debatte betheiligt ſich wiederholt der Herr Handels- 
miniſter. 

Abg. Wachler aus allgemeinen Gründen dagegen. Wo eine 
faule Sache begonnen iſt, da muß nicht immer der Staat eintreten, 
um zu helfen, auch geſtattet es unſere Finanzlage jetzt am wenigſten, 
eine Zinsgarantie zu übernehmen. Nach Langen Friedensjahren find 
wir jetzt an den Ort wiederzurückgekommen, von dem wir ausgegan⸗ 
gen waren. Wir haben eine Anleihe von 21 Millionen bewilligt, 
wir haben ungefähr 160 Millionen in Rentenbriefen auf uns genom⸗ 
men und 25 Millionen vom Vereinigten Landtage her liegen noch auf 
uns für Eiſenbahnen. Für die armen Unterrichter haben wir nicht 
ſoviel, um ihnen mehr als 25 Thaler pro Kopf zu bewilligen, aber für 
Aktien⸗Unternehmungen, dafür haben Sie Geld und Garantie! Der 
Schatz ift Alle! Alle Beſtände ſind verwendet. Bei Nothfällen wird 
an die Taſchen des Volkes appellirt werden müſſen und wie ich höre 
it heute ſchon an die zweite Kammer die Forderung von einigen 803) 
Millionen geſtellt worden. Darum bitte ich Sie, den Geſetzentwurf 
zu verwerfen und nicht Aktien-Unternehmer zu unterſtützen, die nicht 
die Courage haben, ihre Unternehmung aus ihrem eigenen Beutel zu 
beſtreiten. 

Allg. Milde ſpricht gegen den Geſetzentwurf, indem er auf 
Preußens Finanzlage eingeht, und berechnet, daß 97 Millionen in drei 
Jahren mehr ausgegeben, als eingenommen worden, daß man alſo 
den Credit ſparen müſſe für die Zukunft. 

Der Handelsminiſter bemerkt, daß man Induſtriegegenden 
nicht beſſer heben könne, als durch Anlage von Communikatiousmit⸗ 
teln. Die Kammer werde wohl überzeugt ſein, daß die Regierung nicht 
im Intereſſe der Actionaire die Vorlage eingebracht habe. 

Fiuanzminiſter v. Rabe: Ich habe, ehe ich meine Zuſtimmung 
zu der Vorlage gab, geprüft, ob die Zinsgarantie in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden würde. Ich kenne die Landesgegend genau, weiß, 
welcher ſtarke Verkehr dort iſt, und bin der feſten Ueberzeugung, daß 
die Garantie nicht in Anſpruch genommen werden wird. Ich war 
eigentlich durch den Beſchluß des Vereinigten Landtags ermächtigt, 
Zinsgarantie zu übernehmen bis zum Betrage von 25 Millionen, habe 
es aber für meine Verpflichtung, als conſtitutioneller Miniſter, gehal⸗ 
ten, die Genehmigung der Kammern einzuholen (Zuſtimmung.) Sie 
können wohl denken, daß wir Ihnen eine Zinsgarantie nicht zumuthen 
würden, wenn wir von der Rentabilität nicht überzeugt wären. 

Abg. Milde bemerkt, daß der Verkehr in jener Gegend doch wohl 
nicht ſo ſtark ſein könne, da die Chauſſee-Einnahmen dort pro Meile 
760 Thlr., in den altländiſchen Provinzen aber 1100 Thlr. betragen. 

Miniſter v. Rabe entgegnet hierauf, daß der dortige Verkehr 
meiſt Perſonen- und Poſtverkehr ſei. Die Poſt zahle aber kein Chauſ— 
ſeegeld. Das Argument paſſe alſo nicht. — Es werden 6 Anträge 
auf namentliche Abſtimmung eingebracht, und genügend unterſtützt. 
Der Namensaufruf über den Geſetzentwurf wird hierauf vorgenommen. 
Im Ganzen ſtimmen dafür 69, dagegen 63, der Abſtimmung enthals 
ten ſich 6. Das Geſetz iſt alſo angenommen. 

Schluß der Sitzung: 4 Uhr. Nächſte Sitzung: Donnerſtag 10 
Uhr. Tagesordnung: Rentenbankgeſetz. 


105 te Sitzung der zweiten Kammer vom 13. Februar. 

Der Präſident Graf Schwerin eröffnet die Sitzung bald nach 
12; Uhr. — Bürgermeiſter Rohde (wenn wir richtig verſtanden ha— 
ben) aus Oſtpreußen tritt als Mitglied der Kammer ein und leiſtet 
den verſaſſungsmäßigen Eid. Abg. v. Zychlinski ift aus der Kam— 
mer ausgeſchieden. Die Berathung der Gemeindeordnung wird fort— 
geſetzt; zunächſt $. 2 ohne Diskuſſton angenommen. Ebenſo die er⸗ 
ſten Abſätze des $. 3. Der fünfte Abfag: Bis zum Erlaſſe näherer 
Beſtimmungen können Waldbeſitzer zu den Gemeindeabgaben und Ya: 
ſten in höherem Maaße als bisher nur in ſo weit gegen ihren Willen 
herangezogen werden, als es von der Kreisverſammlung und von dem 
Regierungs⸗Präſidenten für angemeſſen erachtet wird, findet unter Ans 
nahme eines Amendements des Grafen Arnim, für Kreisverſamm⸗ 
lung zu ſetzen: vom Bezirksrathe im Einverſtänduiß mit dem Regie— 
rungs-Präſidenten, die Zuſtimmung der Mehrheit. Der ſiebente Ab- 
ſatz wird mit einem Zuſat bereichert. Er lautet danach: Zeitweilige 
Bereiungen von Gemeinde-Abgaben und Leiſtungen für neubebaute 
Grfundſtücke ſind zuläſſig. Der achte Satz iſt von der Commiſſion 
abgeändert worden. Bei der Abſtimmung wird die Faſſung der erſten 
Kammer adoptirt. Alle ſonſtigen nicht perſönlichen Befreiungen koͤn— 
nen von den Gemeinden abgelöſt werden und hören auf, wenn die 
Entſchädigung feſtgeſtellt und gezahlt iſt. Alle perſönliche Befreiun— 
gen find ohne Entſchädigung aufgehoben. 8. 4 fegt die Bedingungen 
feſt, unter welchen das Wahlrecht in der Gemeinde ausgeübt werden 
ſoll. Ein Amendement will das Steuerminimum von 2 Thlr. auf 
1 Thaler herabſetzen. 

Der Berichterſtatter v. Patow widerſpricht dieſer Herabſetzung, 
die gar keine Bedeutung haben würde, indem jeder, der für ſelbſtſtändig 
gilt, mindeſtens 2 Thaler zu zahlen habe. 

Der Miniſter des Innern: Ich nehme keinen Anſtand, zu 
erklären, daß ich principiell ein Gegner jedes Cenſus bin. (Bravo 
rechts.) Dagegen ſcheint es mir von Wichtigkeit, nur ſolche Menſchen 
an der Verwaltung der Commune und des Staats Theil nehmen zu 
laſſen, die ein wahrhaftes Intereſſe an der Commune haben. Ich 
weiß ſehr wohl, daß viele Staatsbürger ohne ihre Schuld häufig einen 
Wohnort mit dem andern vertauſchen müſſen, dennoch aber bleibt es 
wichtig, daß dieſe nicht durch die Bande an die Gemeinde geknüpft 
ſind, wie man wünſchen muß. Es bleibt alſo nichts übrig, als zu dem 
Auskunftsmittel des Cenſus zu greifen und die auszuſchließen, welche 
in keiner unabhängigen Stellung leben. Giebt man dieſes zu, fo iſt 
nicht zu läugnen, daß in großen Städten das Geld einen geringern 
Werth hat, als in kleinen, und deshalb iſt eine Abſtufung nöthig. Ger 
ſinde und ſolche Leute können ihre Unabhängigkeit nicht wahren und 
es iſt ihnen keine ſo große Schuld beizumeſſen, wenn ſie Anderen in 
die Hände fallen, die ſie zu Partei⸗Umtrieben benutzen. Ich empfehle 
Ihnen deshalb bei den Commiſſionsvorſchlägen ſtehen zu bleiben, da 
nichts Beſſeres aufgefunden iſt. 

Abg. Fröhner bekämpft den Cenſus in der dritten Wahlkaſſe, 
da das Wahlgeſetz ohnehin ausreichend conſervative Elemente in ſich 
ſchließe. Abgeordneter Heſſe (Brilon) tritt der Ausführung des 
Abgeordneten Fröͤhner bei. Bei der Abſtimmung fallen ſämmt⸗ 
liche auf Herabſetzung oder Aufhebung des Cenſus gerichteten An⸗ 


) Nach dem C. B. hat der Redner nur von 18 Millonen gefpro- 
chen, was auch wahrſcheinlich klingt. 


träge durch, die Commiſſionsvorſchläge werden angenommen. Die 
ſelben ſtimmen mit der Erſten Kammer bis auf die Modifikation über⸗ 
ein, daß an Stelle des Steuerminimums von 2 Thalern, bei Gemein⸗ 
den, welche den Beſtimmungen des Titel III. unterliegen, auch der 
dort erforderte Grundbeſitz zur Wahl berechtigen ſoll. Wahlrecht und 
Wählbarkeit follen, nach dem Beſchluß der erſten Kammer, ſo lange 
ruhen, als der dazu Berechtigte ſich in gerichtlicher Haft oder in Kri⸗ 
minal-Unterſuchung oder in Konkurs befindet. Die Commiſſton ſetzt 
hinzu: Wo das Rheiniſche Civil-⸗Geſetzbuch gilt, ruhen das Wahlrecht 
und die Wählbarkeit desjenigen, der in Zahlungsunfahigkeit verfällt, 
ſo lange bis die Rehabilitirung ausgeſprochen iſt. 

Der Juſtizmin iſter erkennt an, daß der Ausdruck Zahlungs⸗ 
unfähigkeit ein etwas ſchwankender nach Rhein. Recht ſei, indeß wür⸗ 
den alle Zweifel durch den Zuſammenhang gehoben. Der Commiſ⸗ 
ſionsantrag wird angenommen. 

§. 5. Wer in einer Gemeinde ſeit 1 Jahr mehr als einer der drei 


hoͤchſtbeſteuerten Einwohner an direkten Staats- und Gemeinde⸗Ab⸗ 


gaben entrichtet, iſt, auch ohne in der Gemeinde zu wohnen, wahlbe⸗ 
rechtigt. Die Commiſſion amendirt „ſowohl an direkten Staats⸗ 
als an Gemeinde-Abgaben“, was von der Majorität gebilligt wird. 
Bei der Diskuſſion über §. 6 (die Gemeinden ſind Corporationen) 
macht Hr. Baumgart einige Bemerkungen. Der Vorwurf der Ab⸗ 
ſperrung wird von Hr. Stender desavontrt. Damit wird die Bes 
rathung über die Gemeindeordnung abgebrochen und auf Donnerſtag 
II uhr vertagt. (Schluß der Sitzung 3% Uhr.) (Raͤchſte Sitzung: 
heute Abend 6 Uhr.) 


106te Sitzung der zweiten Kammer vom 13. Februar. 
Der Präſident, Graf Schwerin, eröffnet die Sitzung bald nach 6 Uhr. 
Auf der Tagesordnung ſteht der Bericht über die Regierungs⸗ 
vorlage, betreffend die Verhältniſſe des Großherzogthums Poſen. Der 
Antrag der Regierung geht dahin: Die Kammer wolle ihre Zuſtim⸗ 
mung zur Einverleibung des nicht zu Deutſchland gehörigen Theiles 
der Provinz Poſen in den Deutſchen Bund ertheilen. Dieſer Autrag iſt 
in der Commiſſion mit 13 gegen 1 Stimme verworfen und dafür mit 
8 gegen 6 Stimmen der Antrag angenommen worden: Die Kammer 
wolle beſchließen, ihre Zuſtimmung zur Einverleibung des noch nicht 
zu Deutſchland gehörigen Theils der Provinz Poſen unter der Bedin⸗ 
gung zu ertheilen, daß vorher die Provinz Poſen als ein Ganzes auf⸗ 
gelöſt und ihre Beſtandtheile den angrenzenden Provinzen Preußen 
Brandenburg und Seheeſten zugetheilt werden. 
Der Berichterſtatter Abg. v. Brauchitſch: Schon zum dritten 
Mal iſt die Polniſche Frage Gegenſtand der Berakhung in dieser Kam⸗ 
mer; zum erſten Mal brachte fie der Abg. Janiſzewsti durch ein Amen⸗ 
dement zum 8. 1 der Verfaſſung zur Sprache, zum zweiten Mal der 
Abg. Zoltowski durch ſeinen Antrag, die Wahlen zum Erfurter Volks⸗ 
hauſe in Poſen nicht vornehmen zu laſſen. Sie verwarfen beide Male 
die Anträge, welche die Integrität Preußens gefährdeten. Bei den 
frühern Entſcheidungen waren zwei Geſichtspunkte für Sie maaßge⸗ 
bend, der eine, daß die Wiener Verträge den Polen kein Recht auf po⸗ 
litiſche Selbſiſtändigkeit geben, der andere, daß der dieſſeits der De⸗ 
markatlonslinie liegende Theil Poſens unwiderruflich zu Deutſchland 
gehört. Da indeß dieſe Grundſätze ſeitdem wieder angefochten wor⸗ 
den ſind, hat die Kommiſſton in ihrem Bericht fie aftenmäßig begrün⸗ 
det. Die jetzt vorliegende Frage, ob der außerhalb der Demarkations⸗ 
linie liegende Theil Poſen's in Deutſchland einzuverleiben ſei, iſt von 
der Commiſſton nur bedingt bejaht. Die rechtliche Befuguiß dazu iſt 
nicht in Zweifel geſtellt worden. Aber fie war der Meinung, daß die 
Einverleibung mit Gefahr für Preußen und Deutſchland verbunden ſei. 
Namentlich haben die Deutſchen in Poſen ſelbſt verlangt, daß die De- 
markationslinie nicht ohne weiteres aufgehoben werde. Ich erinnere 
an die Denkſchrift, welche geſtern 21 Abgeordnete der erſten und zwei⸗ 
ten Kammer Deutſcher Nationalität eingereicht haben, worin ſie das 
durch die Demarkatlonslinie begründete Verhältniß ih res Uebergewicht 
in dem dieſſeits der Demalationslinie liegenden Theil Poſen's aufrecht⸗ 
zuerhalten bitten. Von dieſem Geſichtspunkt ausgehend, hat die Com⸗ 
miſſion die Einverleibung nur unter ſolchen Bedingungen bewilligen 
wollen, welche die für die Deutſchen daraus entſtehenden Gefahren 
beſeitigen. Durch die Auflöſung des Pofenfchen Provinzialverbandes 
wird den Polniſchen Beſtrebungen der Mittelpunkt entzogen, das 
Deutſche Element wird durch die Einfügung Polniſcher Landestheile 
in andre Adminiſtrationsverhältniſſe geſtärkt. Die Rechte der Polen 
werden dadurch nicht verletzt, die ihnen verheißene Erhaltung ihrer 
Nationalität kann damit Hand in Hand gehen. Auch befindet ſich 
der größte Tbeil der Polen ſelbſt gern unter Preußiſcher Hoheit; es iſt 
darum eine gefährliche Aufregung aus der vorgeſchlagenen Maaßregel 
nicht zu erwarten, und ſollte ſie entſtehen, die Regierung wird Kraft 
genug beſitzen, ſie zu unterdrücken. Die Nachtheile der Stadt Pos 
ſen find unbedeutend, und wird dieſelbe Patriotismus genug befigen, 
zum Wohl des gemeinen Vaterlandes ein Opfer zu bringen. Die Re⸗ 
gierung wird endlich dem Vorſchlage der Commiſſion feinen Wider⸗ 
ſtaud eutgegenſetzen, wie aus den Erklärungen ihres Commiſſarius 
in dem Ausſchuß hervorging. 
Der Miniſter des Innern: Der Standpunkt der Regierung 
iſt folgender: Als durch die Wiener Verträge die Krone Preußens 
mehrere Polniſche Landestheile, die ſie früher beſeſſen, wiedererhielt, 
ward die Provinz Poſen aus dieſen und einigen neuerworbenen Lan⸗ 
destheilen gebildet. Seit 30 Jahren beſteht demnach die Provinz. Zu 
Anfang fühlten ſich die Polen ſehr wohl unter der Preußiſchen Herr⸗ 
ſchaft, ſpäterhin, als Preußiſche Intelligenz und Capitalien immer 
mehr eindrangen, wurden die Polen unzufriedener. Noch unginftiger 
geſtalteten ſich die Verhältniſſe ſeit 1831, und haben ſich ſeitdem nicht 
gebeſſert, da die Polniſche Nation die Rolle einer Garde der Revolu⸗ 
tion übernommen zu haben ſchien. Ihnen iſt die Revolution von 
1846 noch in der Erinnerung, ebenſo die Ereigniſſe von 1848. Es 
hat an Beſchuldigungen beiderſeits nichts gefehlt; ich laſſe ſie dahin ge⸗ 
ſtellt; die Thatſache läßt ſich aber nicht beſtreiten, daß von beiden 
Seiten Blut geſloſſen iſt. Die Deutſchen haben damals kraͤftig zu⸗ 
ſammengehalten und weſentlich zur Stärkung der Regierung beigetra⸗ 
gen. Seit 1848 iſt die Spaltung zwiſchen Polen und Deutſchen 
gewachſen, von beiden Seiten ward der Zuſtand für unerträglich er⸗ 
klärt. In Folge des Antrages der Deutſchen ward die Demarkatlons⸗ 
linie gezogen. Ich halte ſie für eine vollendete Thatſache. Es ſind 
ihr zwar keine weiteren Folgen beigelegt worden, als daß ſich die 
Wahlbezirke nach ihr regelten, gleichwohl beſteht ſie rechtlich, und die 
Regierung mußte ſich bei ihrer Vorlage fragen, wie ſie zur Demarka⸗ 
tionslinie ſtehe. Derſelben adminiſtrative Folgen zu geben, ſchien 
bedenklich. Einmal ſchien dem zu widersprechen, daß die Provinz Po⸗ 
ſen ein integrirender Theil Preußens iſt und die Verfaffung vom 
5. Decbr. auch für ſie galt. Dann liegt die Provinz Poſen ſehr un⸗ 
glücklich für adminiſtrative Umgeſtaltungen. Endlich hätten ſich die 


Deutſchen jenſeits der Demareationslinie beſchwert gefühlt. Doch 
mußte etwas geſchehen, um der Beſtimmung der Deutſchen Verfaſſung, 
daß außerdeutſche Länder mit dentſchen nur durch Perſonalunion ver⸗ 
bunden ſein dürfen, zu genügen. Sie ſchlug deshalb vor, die 
ganze Provinz in den deutſchen Bund aufzunehmen. Sie 
glaubte damit den Polen nicht wehe zu thun. In der deut⸗ 
ſchen Verfaſſung verheißt ein beſonderer Artikel ausdrücklichen Schutz 
jeder Nationalität. Sie ſoll den Polen gewährt werden, ſo weit ſie 
nicht übergreifen. Der Mann iſt zu achten, der auf ſeine Nationali⸗ 
tät hält, aber vor Allem iſt der Eid zu halten. Auch jetzt glaubt die 
Regierung noch, die Polniſche Nationalität in die Intereſſen Preußens 
fo verflechten zu können, daß fie ſich nicht iſolirt fühlt. Die Einver⸗ 
leibung Poſens tft keine unbedenkliche Thatſache; Preußen giebt damit 
den letzten Theil feiner außerdeutſchen Beſitzungen auf. Die Regie⸗ 
rung will deshalb die Einverleibung nicht ſofort vorneh⸗ 
men, ſondern hat Ihre Zuſtimmung nur für Even tuali— 
täten gefordert, die ich nicht näher zu bezeichnen brauche. 
Was nun die von der Kommiſſion vorgeſchlagene Maaßregel angeht, 
fo glaube ich, die Auflöfung eines ſeit 30 Jahren beſtehenden Pros 
vinzialverbandes hat auch ſeine Gefahren; vor Allem müßten auch die 
anderen Provinzen, mit denen die Polniſchen Landestheile verbunden 
werden ſollen, gehört werden; es wäre möglich, daß fie die neuen 
Gäſte nicht gern aufnahmen. Und vor Allem wäre ein Specialgeſetz 
nothwendig, welches die verſchiedenen Theile genau beſtimmte und 
alle Bedingungen einzeln feſtſetzte. Für jetzt ſcheint mir die Vorlage 
eines ſolchen Specialgeſetzes nicht nothwendig; ich frage Sie vom 
practiſchen Standpunkte aus, könnte das Geſetz noch in der gegenwär⸗ 
tigen Seſſion durch alle Inſtanzen gehen? Wenn ſpäter die Vorſchläge 
der Regierung nicht genügen ſollten, wenn die Polen fort und fort 
widerſtrebten, ſo würde ich der Erſte ſein, der ein Ausnahmegeſetz 
von Ihnen verlangte, das ſelbſt die Theilung der Provinz nicht ſcheuen 
würde. Indeß jetzt iſt die Provinz ruhig; ich weiß zwar, daß Preu⸗ 
ßenfeindliche Vereine exiſtiren, denke aber, auf dem gewöhnlichen Wege 
damit fertig zu werden. Auch fangen ſchon die Quellen dieſer Ver⸗ 
eine bürftiger zu fließen an; der Landmann hat eingeſehen, daß er 
feine Silbergroſchen beſſer verwenden kann. (Bravo.) Die Kommiſ⸗ 
ſion meint, ein Widerſpruch der andern Mächte wäre nicht zu beſor⸗ 
gen und das mag richtig fein, wenn dieſes letzte Mittel der Theilung 
nothwendig geworden iſt. Jetzt aber glaubt die Regierung, iſt dieſes 
letzte Mittel noch nicht nothwendig geworden. 

Ein kleineres Projeft geht dahin, nur den weſtlichen Theil der 
Provinz anderen Provinzen anzuſchließen; aber ich frage Sie, wäre 
es politiſch, die ohnehin kleinſte Provinz des Staats durch Abtrennung 
der Deutſchen Theile noch kleiner zu machen? Mit dem, was ich bis— 
her geſagt habe, habe ich keineswegs gemeint, daß die Wiener Ver⸗ 
träge eine Theilung Polens verbieten; ich bin nicht der Meinung; und 
wären ſelbſt die Wiener Vertrage zweifelhaft, was doch als Aeußer⸗ 
ſtes anzunehmen iſt, die Krone und die Volksvertretung wären zu einer 
authentiſchen Interpretation wohl berechtigt. (Bravo.) Aber ich bitte 
Sie, der Regierung nicht Bedingungen vorzuſchreiben, deren fofortige 
Erfüllung ihr unmöglich iſt. Noch iſt man es der Polniſchen Natio⸗ 
nalität ſchuldig, den Verſuch zu wagen, ob nicht ein einträchtiges 
Leben auf Grund der Verfaſſung mit ihr möglich iſt. (Bravo.) 

Abg. Schlotheim ſtellt das Amendement: im Commiſſionsan⸗ 
trag das Wort vorher zu ſtreichen. 

Abg. Beſeler ſpricht für den Regierungs- und gegen den Aus: 
ſchußantrag. Man wird mich fur keinen Freund Rußlands halten, 
aber die Politik halte ich nicht für loyal gegen Rußland, die ein 
beſonderes Polen außerhalb Preußen beſtehen läßt. Deßhalb muß die 
Provinz Poſen Deutſchland incorporirt werden. Deutſchland muß, 
wenn es wirklich eins mit Preußen werden will, das Gute wie das 
Schlimme von Preußen nehmen. Freilich mag das Intereſſe der Deut⸗ 
ſchen Bevölkerung gegen die Aufhebung der Demarkationslinie fein, 
aber ihr Intereſſe iſt noch kein Recht. Nun wohl ſagt der Ausſchuß, 
ſo wollen wir den Poſenſchen Provinzialverband aufheben. Aber in 
dem Patent vom 15. Mai 1815 iſt die Verbindung der Polniſchen 
Landestheile zu einer Provinz beſtimmt zugeſagt. Wir dürfen auch 
nicht ſogleich zum Aeußerſten greifen. Doch trage ich Bedenken, der 
Regierung unbedingt die verlangte Zuſtimmung zu geben, und wieder⸗ 
hole deshalb den Antrag, den ich bereits in der Commiſſion geſtellt 
habe: die Hohe Kammer wolle beſchließen: 1) dem Antrag der Koͤnig— 
lichen Staatsregierung gemäß, zu der Einverleibung des jenſeits der 
Demarkations-Linie belegenen Theiles des Großherzogthums Poſen die 
Zuſtimmung zu geben; 2) die Königliche Staatsregierung aufzufor⸗ 
dern, noch vor Vollziehung der Einverleibung, diejenigen Maaßre— 
geln in Vorſchlag zu bringen, welche, nach Aufhebung der Demarka⸗ 
tions⸗Linie im allgemeinen Intereſſe des Staats und der Provinz, ſo 
wie zum Schutze der beſonderen Intereſſen der Bevölkerung Deutſchen 
und Polniſchen Stammes nothwendig erſcheinen. Ich habe hohe Ach⸗ 
tung für den Deutſchen Volksſtamm in Poſen, für die tapfern Män⸗ 
ner, die zu einer Zeit, als Vieles, was man fir feſt hielt, zuſam⸗ 
menbrach, ihre und die Deutſche Ehre wahrten. Aber auch die Polen 
gehören zu Preußen; wir müſſen das. Intereſſe der Geſammtheit, die 
Anforderungen der Gerechtigkeit im Auge behalten. (Bravo.) 

Der Miniſter des Innern: Ich habe noch einige Bemerkun⸗ 
gen zu dem, was ich vorhin geſagt, hinzuzufügen. Ich war nicht im 
Amt, als die Verheißungen über die Reorganiſation der Provinz Po⸗ 
ſen geſchahen; mag man aber davon denken, wie man will, ich glaube, 
die Ereigniſſe die ſeitdem geſchehen, haben einen großen Strich durch 
die Rechnung gemacht. Die Cventualität, für die ich die Zuſtimmung 
der Kammer zu benutzen denke, iſt der Abſchluß der Deutſchen Ver⸗ 
hältniſſe, den ich ſehnlich wünſche. Dem Amendement des Abg. Be⸗ 
ſeler ſtimme ich im Weſentlichen zu; doch hat der geehrte Abgeordnete 
ſich ſelbſt widerlegt. Denn er hat in feiner Motivirung geäußert, er 
habe das Vertrauen zur Regierung, fie werde alles mögliche thun, die 
Intereſſen der Deutſchen Bevölkerung zu wahren; es bedarf alſo nicht 
der Verpflichtung dazu durch das Amendement. Ich halte die Po⸗ 
litit für die klügſte, welche am offenſten verfährt. Wenn man alſo 
ſagt, das Recht komme vor der Politik, ſo kaun man damit nur mei⸗ 
nen, die wahre Politik iſt die, welche mit dem Recht übereinſtimmt. 
Und das iſt ſtets die unſere geweſen. (Bravo.) 

Abg. Schimmel empfiehlt den Commiſſionsantrag mit dem 
Schlotheimſchen Amendement. 

Abg. Hirſch will nicht als Vertreter der Stadt Poſen, ſondern 
aus allgemeinen Gründen den Commiſſionsantrag augreifen. Man 
muß den Polen zeigen, daß man nicht mit ihnen ſpielt, aber dazu iſt 
die Theilung Poſeus nicht das rechte Mittel. Es iſt unrichtig, daß 

ie Polen ihren Mittelpunkt in dem Provinzialverbande haben. Die 
Zuſchlagung der Polniſchen Landestheile zu andern Provinzen wird 
nicht mehr Deutſche veranlaſſen, ſich dahin überzuſiedeln; fie werden 
nicht fragen, wie heißt die Provinz? ſondern, giebt die Regierung 
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Schuß gegen Unruhen? was geſchieht für Straßen u. dgl.? Bis jetzt 
iſt für Poſen in diefer 3 85 wenig geſchehen; mit Freuden haben 
wir deshalb die Verſicherung erhalten, daß im nächſten Jahr die Eis 
ſenbahn von Poſen nach Breslau gebaut werden ſoll. (Unruhe.) Man 
ſagt, die revolutlonaire Kraft wird durch Theilung gebrochen; aber 
umgekehrt, die überwachende Polizeigewalt wird geſchwächt, die Faden 
laufen dann nicht mehr in einer Hand zuſammen, die Nachrichten, die, 
wenn fie an eine Behörde kämen, Beachtung fänden, werden vernach⸗ 
läſſigt werden. (Unruhe.) Die Provinzen Weſtpreußen und Schleſien 
haben auch Polniſche Beſtandtheile; kommt Poſen dazu, ſo könnte es, 
ſtatt ſelbſt germaniſirt zu werden, dies Andere poloniſiren. Ein Haus, 
in dem eine anſteckende Krankheit iſt, iſolirt man möglichſt und bringt 
nur friſche Luft hinzu. Die friſche Luft ſind hier Deutſche Schulen 
u. dgl. (Unruhe.) Ich ſtelle den Antrag: „unter der Vorausſetzung, 
daß die Regierung die Maaßregeln ergreifen wird, welche eine Garantie 
für die Ruhe und Ordnung in der Provinz Poſen bieten, und zur 
Ausbreitung des Deutſchen Elementes dienlich ſind, giebt die Kammer 
ihre Zuſtimmung zu der Einverleibung Poſen's in den Deutſchen Bund.“ 

Der Miniſter des Innern: Der Antrag zerfällt in zwei Theile. 
Der eine ſagt, die Regierung ſolle Ruhe und Ordnung in Poſen auf 
rechterhalten. Das iſt ihre Pflicht, und das würde ſie thun, der An⸗ 
trag wäre geſtellt oder nicht geſtellt worden. Der zweite geht dahin, 
die Regierung möge auf Ausbreitung des Deutſchen Elements hinwir⸗ 
ken. Das iſt eine Aufgabe, die die Regierung nicht übernehmen kann. 
(Bravo.) Ich glaube, daß die Deutſche Nationalität Kraft genug be⸗ 
figt, da einzuwirken, wo ihr die Einwirkung geſtattet iſt. Die Ne: 
gierung würde durch Einmiſchung in dieſe Verhaltniſſe eine Nationa— 
lität erbittern, die mindeſtens Schonung verdient. (Bravo.) 

Der Antrag des Abg. Hirſch wird von Niemandem unterſtützt. 
(Geläaͤchter.) Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

Der Berichterſtatter ſchließt ſich dem Schlotheim'ſchen Amen⸗ 
dement an. Die Kommiſſion befinde ſich übrigens durch die Erklärun⸗ 
gen, die heute vom Miniſtertiſch ergangen ſeien, in einer üblen Lage, 
da fie durch die ihr gegebenen Erklärungen und die ihr vorgelegten Ak— 
ten der Regierung auf einen ſolchen Widerſtand nicht gefaßt ſei. 

Der Miniſter des Innern: Was die der Kommiſſion vorge— 
legten Akten betrifft, ſo habe ich allerdings den Auftrag gegeben, ſie 
in größter Vollſtändigkeit der Kommiſſion vorzulegen. Dieſe Akten 
find aber nur Erwagungsgründe, und ich glaube, gegenüber der ofſi— 
ziellen Denkſchrift der Regierung, konnten ſie nicht in Betracht kommen. 
Auch was der Regierungskommiſſar in der Kommiſſton erklärt hat, 
glaube ich in keinem Punkt desavouirt zu haben. Er hat erklärt, die 
Regierung werde die Meinung der Kammer reiflich prüfen und berück— 
ſichtigen; er hat aber zugleich auf die Bedenken gegen den Kommiſ— 
ſionsantrag aufmerkſam gemacht, namentlich bemerkt, daß man das 
Nothwendige nicht vor dem Möglichen thun müſſe. 

In der Abſtimmung wird ſowohl der Kommiſſions-Antrag als 
das Schlotheim'ſche Amendement, wie auch der Beſeler'ſche Antrag 
verworfen, der Negierungs- Antrag wird mit großer Mehrheit ange— 
nommen. Schluß 95 Uhr. Nächſte Sitzung: Morgen IL Uh⸗ 
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Poſen, den 15. Febr. Die Behörden haben das Recht, zu for— 
dern, daß Jedermann ſeine Pflicht thue. Wir beanſpruchen 
dagegen mit demſelben Recht, daß die Behörden ihre Pflicht 
thun. Die Tagesordnung der auf Mittwoch anberaumt geweſenen 
Stadtverordneten-Verſammlung enthielt Mannichfaches und Wich⸗ 
tiges, u. A, den Kommiſſionsbericht der 2. Kammer betr. die Zer⸗ 
ſtückelung der Provinz Poſen. Unſere Leſer erwarten darüber 
Bericht von uns, wir waren auf dem Poſten, wer nicht da war, 
das war die Stadtverordnetenverſammlung. Sie hatte vielmehr auf: 
gehoben werden müſſen wegen nicht beſchlußfähiger Anzahl der Grs 
ſchienenen; Schriftlich zugeſagt auf dem Cireular hatte die genügende 
Zahl, ſonſt wären die Stellvertreter der Entſchuldigten eingeladen 
worden. Wie ſtimmt dieſer Geiſt der Theilnahmloſigkeit überein mit 
der Petition gegen die Zerſtückelung, von welcher letzteren man den 
Ruin der Stadt Poſen befürchtete? Weitere Betrachtungen überlaſſen 
wir unſeren Leſern. Uns aber gelüſtete, ein Wort mit dieſem 
Geiſt zu reden! 

— Stand des Warthafluſſes N. M. 2 Uhr 14 F. 5 3. 

5 Poſen, den 15. Februar. Die politiſchen Ereigniſſe der letz⸗ 
ten Jahre haben überall, namentlich aber im Großherzogthum Poſen, 
deſſen Zuſtände leider noch immer nicht als definitiv geordnet angeſe— 
hen werden dürfen, den Hypothekenkredit ſehr erſchwert. In unſerer 
Provinz werden hiervon beſonders die Gutsbeſitzer hart betroffen, 
welche dem landſchaftlichen Kreditvereine der Provinz bis zu deſſen 
Schluß, Ende 1848, nicht beitreten konnten. Es ſoll nun zwar Aus- 
ſicht vorhanden ſein, daß es geſtattet werde, noch nachträglich Mit— 
glieder in das Poſener Pfandbrief-Inſtitut aufzunehmen, aber dies 
würde, namentlich durch Nachzahlung der bedeutenden Amortiſation, 
für die Betreffenden mit ſo gewaltigen augenblicklichen Opſern ver⸗ 
bunden ſein, daß ein vollſtändiges Derangement die Folge wäre. Von 
dieſen Geſichtspunkten geleitet, haben verſchiedenere größere und klei— 
nere Gutsbeſitzer den Plan gefaßt, ein ſelbſtändiges Hypothe— 
ken⸗Inſtitut, ähnlich dem Poſener Pfandbrief-Inſtitut, ins Leben 
zu rufen, das auch Güter umfaſſen ſoll, denen der Beitritt zu dem 
landſchaftlichen Kreditverein nicht geſtattet iſt, namentlich Erbpachts— 
güter, Freigüter, Mühlengrundſtüͤcke se. Der vorläufige Plan geht 
dahin, daß überhaupt allen Gütern von 3— 400 Morgen der Zu⸗ 
tritt geftattet werden, übrigens das Inſtitut auf den Theil des Groß⸗ 
herzogthums beſchraͤnkt werden ſoll, der zum landſchaftlichen Kredit- 
verbande der Provinz gehört. Die Verwaltung würde ſelbſtändig fein, 
namentlich ein Vorſtand aus Vereinsmitgliedern an die Spitze treten. 
Der Zinsfuß der zu ereirenden Hypotheken-Kreditſcheine iſt, um einen 
günſtigen Cours zu erzielen, höher, als der der Pfandbriefe, auf 4 
Prozent projektirt; die Gutsbeſitzer würden 44 Prozent zu entrichten 
haben, fo daß 4 Prozent zur Beſtreitung der Adminiſtration und Amor⸗ 
tiſation bliebe. Im Uebrigen ſollen ganz die Grundſätze der ritter⸗ 
ſchaftlichen Kredit-Inſtitute bei der Einrichtung Platz greifen. Ein 
Termin zur definitiven Einigung der betreffenden Grundbeſitzer iſt auf 
Anfang März feſtgeſetzt. Bei dem offenbaren Nutzen einer ſolchen 
Kredit⸗Anſtalt für das Geſammt-⸗Publikum wird die Regierung gewiß 
nicht Anſtand nehmen, demſelben die nothwendige Beſtätigung zu er⸗ 
theilen. 
: 5 Poſen, den 15. Febr. Nach einer Befanntmachnng des bies 
figen Königlichen Kreisgerichts, Abtheilung für Strafſachen, beginnt 
am 11. März eine neue Sitzungs⸗Periode des hieſigen Schwurgerichts. 
Zum Präſidenten iſt für die Dauer dieſer Seſſion der Appellations⸗ 
gerichts⸗Rath Hausleutner ernannt. Zur Aburtelung kommen 
verſchiedene ſchwere Verbrechen, namentlich Todtſchlag und Nothzucht 


unter beſonders gravirenden Umſtänden; auch politiſche Prozeſſe, no 
datirend aus den Ereigniſſen des Jahres 8 AR, ee 

3 Nogafen, ben 13. Februar Der Winter verflicht hier hei⸗ 
terer, als es nach den für unſere Stadt jammervollen Ereigniſſen des 
vorigen Jahres zu erwarten war. Wir haben Schlittenparthieen und 
Bälle gehabt; die junge Welt übt fleißig die Kunſt der Terpſichore 
und die ältern Damen verſammeln ſich regelmäßig des Sonntags in 
der Reſſource zum Thee, und macht dann immer eine derſelben die 
Wirthin. Die Mitglieder des hieſigen Liebhabertheaters, deren Aus⸗ 
dauer und Eifer nicht genug gerühmt werden kann, haben der Geſell⸗ 
ſchaft ſchon manchen genußreichen Abend verſchafft, zumal ſie ſich nicht 
mit der Aufführung gewöhnlicher Angelyſcher Poſſen begnügen, ſon⸗ 
dern auch anfangen, uns klaſſiſche Stücke vorzuführen, wie denn am 
Sonntag z. B. Minna von Varnhelm gegeben werden wird. Wir 
haben ferner hier einen ägyptiſchen Zauberer, der der Geſellſchaft 
ſchon manchmal ein x für ein u vorgemacht hat. — Was die poli⸗ 
tiſche Stimmung des Kreiſes anlangt, ſo iſt nicht zu verkennen, daß 
die Polen nach immer größerer Konſolidirung ernſtlich ſtreben, daß ſie 
unausgeſetzt das Gefühl der Nationalität bei den Angehörigen zu 
kräftigen und da, wo es noch ganz oder zum Theil ſchlummert, zum 
Bewußtſein und Leben zu bringen ſuchen, Eine auch nur zum Theil 
auffallende Wirkſamkeit der hieſigen Liga haben wir nicht bemerkt, 
was in der Mittelloſigkeit des bei Weitem größern Theils der hieſigen 
Polniſchen Bürgerſchaft ſeinen Grund haben mag; die Verarmung 
nimmmt ſo ſehr zu, daß Männer, die noch vor wenigen Jahren fuͤr 
wohlhabend galten, heut nicht mehr im Stande ſind, Abgaben zu zah⸗ 
len. Die Realiſirung ihrer früher ſo ſanguiniſchen Plaͤne haben die 
Polen keineswegs aufgegeben für die Zukunft, indem ſie unſere gegen⸗ 
wärtigen Zuſtände keineswegs für dauernd zu halten ſcheinen, und 
auf einen nochmaligen Umſchwung rechnen. Eine wirkliche Gehaͤßig⸗ 
keit gegen die Deutſchen iſt übrigens nicht zu bemerken, wenigſtens 
nicht in dem Grade, als ſie wohl früher herrſchte, vielmehr iſt der Ver⸗ 
kehr zwiſchen beiden Nationalitäten ein durchaus ungeſtörter. Wie 
wohl überall, hat auch in unſerm Kreiſe beſonders der größere Pol⸗ 
niſche Gutsbeſitzer durch die neuern Zeitverhältniſſe in ſeiner Wohlha⸗ 
benheit zum Theil fo harte Stöße erhalten, daß er die größten Anz 
ſtrengungen machen muß, um feine Verbindlichkeiten nur nothdürftig 
zu erfüllen. In der Umgegend von Rogaſen wohnen ziemlich viel 
deutſche bäuerliche Gutsbeſizer, welche zum Theil recht wohlhabend 
find; dieſe würden eine Auflöfung des Großherzogthums Poſen und 
einen Anſchluß an den Netzdiſtrikt nicht ungern ſehn, da ſie die Ueber⸗ 
zeugung haben, daß der auswärtige Deutſche früher kein Vertrauen in 
unſere Zuftände gewinnen wird, mithin auch unſer jo ſehr erſchütter⸗ 
ter Kredit früher ſich nicht heben wird. — Dieſe Zeitung hat der ge⸗ 
genwärtigen Lage der Lehrer öfter mit Theilnahme gedacht. Unſere 
zahlreiche katholiſche Gemeinde war ſeit einem Jahre nicht mehr im 
Stande, ihre beiden Lehrer zu beſolden; während daher der eine Lehrer 
fein Gehalt thalerweiſe bekam, war der andere gezwungen, eine andere 
Stelle anzunehmen. Die hieſige jüdiſche Gemeinde ſchuldet allein dem 
einen Lehrer an Gehalt ungefähr 200 Rthlr., alſo ſo viel, als derſelbe 
kaum durch ein ganzes Jahr bezieht. Kein Stand hat mit größeren 
Hoffnungen in die Zukunft geblickt, als gerade der Lehrerſtand, und 
wenn wir an unſere Kammerverhandlungen denken, gewiß nicht mit 
Unrecht, aber die Hoffnungen dieſer Männer, welche faſt alle Fami⸗ 
lienväter find, find zerplatzt — wie die Seifenblaſen des Knaben, und 
mit beklommenem Herzen und banger Sorge ſehen N Zukunft ent⸗ 
gegen. Man beklagt ſich und mit Recht über die ühlereien mancher 
Lehrer und kann ſie nicht ſtreng genug beſtrafen, uns aber erlaube 
man die Bemerkung, daß Hunger weh thut; gebt ihnen zu eſſen 
und Klagen der Art werden ſelten oder gar nicht gehört werden. Die 
Lehrer hat einmal das Gelüſt angewandelt, anſtatt trocknen Brots ein 
Butterbrot zu eſſen; gebt ihnen nur das und ſeid verſichert, daß ſie 
gründlich geheilt ſind. - \ 

e Zirke, den 12. Februar. Nachdem bereits vorige Woche der 
Verkehr auf der Wronker Poſtſtraße in unſerer Nähe kurze Zeit unter⸗ 
brochen war, weil ein Nebenfluß der Warthe die Sandauffüllung vor 
der über denſelben führenden Brücke weggeſpült hatte, iſt derſelbe 
neuerdings gänzlich gehemmt, oder kann wenigſtens nur auf großem 
Umwege um den Lutomer See bewerkſtelligt werden; denn jene (erſt 
im verfloſſenen Jahre mit bedeutenden Koſten errichtete) Brücke hat 
dieſen Morgen eine derartige ſchiefe Richtung genommen, daß fie nicht 
zu paſſiren iſt. So ſind wir ziemlich iſolirt, da durch den hohen Waſ⸗ 
ſerſtand auch die direkte Verbindung mit Birnbaum abgeſchnitten iſt; 
doch war gegen Abend das Waſſer im Fallen. FL. 

OD Sſtrowo, den 13. Febr. Die jetzt ſo abwechſelnde, immer 
noch kalte, mitunter von heiterm Sonnenſcheine begleitete Witterung 
iſt wohl aller Orten, ſo wie hier; daß aber geſtern in der Nachmit⸗ 
tagsſtunde zwiſchen 3 und 4 Uhr der Himmel ſich plötzlich mit fin⸗ 
ſtern Wolken umzog und anſtatt eines heftigen Regens, den man nach 
allen Anzeichen mit Recht vermuthete, ein ſchlaͤngelnder Blitz, beglei⸗ 
tet von einem ſo heftigen Donner, wie er nur im Juni oder Juli 
nach anhaltender Sonneuhitze zu hören iſt, aus der Atmoſphäre ſich 
entlud, dieſe zu dieſer Jahreszeit ſo außergewöhnliche Naturerſchei⸗ 
nung dürfte nicht überall ſtattgehabt haben. Es blitzte und donnerte 
nur ein Mal; ein wolkenbruchähnlicher Schloßenſturz folgte unmittel⸗ 
bar darauf und nach einer halben Stunde ſtrahlte die Sonne glän⸗ 
zend am Himmel. Das Gewitter hat zugleich, obwohl ohne erhebli⸗ 
chen Schaden, eingeſchlagen. Der Blitz war durch das Dach in eine 
Stube gedrungen, längs der an der Wand aufgehängten Bilder, de⸗ 
ren Rahmen er auseinanderriß, ohne jedoch die Gläſer zu zerbrechen 
dahingefahren und wahrſcheinlich durch daſſelbe Loch, welches er ge⸗ 
ſchlagen, wieder enteilt. Der Bewohner der Stube hielt gerade tit- 
tagsruhe, er blieb unverſehrt und beim Erwachen erſtaunte, + nicht 
wenig über das Phänomen. — Vor ohngefähr 10 Tagen würde auf 
dem Tanzboden des Brauhauſes ein Dienftmädchen 4 57 durch 
Schläge gemißhandelt, daß ſie wenige Tage darauf Pe eiſt auf⸗ 
gab; und geſtern Nacht wurde beim Faſchingstauze in emſelben Lo⸗ 
kale der Hausknecht aus der Apotheke todtgeſchlagen. 


Bromberg, den 13. Febr. Es ſcheint in vielen Beziehun⸗ 
gen, als ob der nördliche Theil des Großherzogthums andere Intereſſen 
hätte als der ſüdliche; wenigſtens ſteht es feſt, daß er bereits mehr⸗ 
fache divergirende Petitionen an Kammern und Miniſterien eingereicht 
hat. Jeder erinnert ſich z. B. wohl noch aus neueſter Zeit der Peti⸗ 
tion Brombergs und des Netzgaus um Abtrennung des Netzgaus vom 
Großherzogthum und Vereinigung mit Weſtpreußen, während die ſüd⸗ 
lichen Kreiſe, und namentlich Poſen ſelbſt, mit aller Kraft auf die 
Erhaltung des status quo antrugen; in ähnlicher Weiſe iſt jetzt wie⸗ 
der von 58 Deputirten, namentlich der nördlichen Theile des Groß⸗ 
herzogthums, in der Eiſenbahnfrage eine Petition überreicht, welche 
den Wünſchen Poſens und der ſuͤdlichen Theile entgegenſteht. Während 


nämlich Petitionen Poſens die Projektirung und baldige Ausführung der 
Poſen⸗Breslauer Bahn beim Staatsminiſterio beantragten, was den 
Herrn Miniſter für Handel ꝛc. am 9. Januar zu der Aeußerung in 
der erſten Kammer veranlaßte, „daß nach feiner Meinung jetzt zunächſt 
keine andere Bahn proponirt werden könne, als die in Antrag ges 
ſtellte“, haben die genannten 58 Deputirten, worunter ſich auch der 
Bromberger befindet, dem Staats⸗Miniſterio eine Denkſchrift zur ſorg⸗ 
fältigen Prüfung vorgelegt, in welcher ſie ſich darzuthun bemühen, 
daß vor der Poſen⸗Breslauer Bahn die direkte Verbindung Drieſens 
mit Berlin, alſo die vollſtändige Ausführung der Oſtbahn nothwen⸗ 
dig erſcheine. Unter den Motiven dafür wird angeführt, 1) daß 
die Verbindung der ganzen öftlichen Provinzen mit Berlin dadurch um 
9 Meilen kürzer werde, 2) daß fortan die Waarentransporte verein⸗ 
facht und ſo der ganze Handel des Oſtens begünſtigt werden würde, 
der jetzt bei der dreifachen Verwaltung und dem dreifachen Tarif der 
Bahn viel Schwierigkeiten darbiete. 3) Auch die Stadt Poſen werde 
der Hauptſtadt dadurch um 9 Meilen näher gerückt. 5) Dieſelbe er⸗ 
reiche zugleich eine faſt direkte Verbindung mit Landsberg und dem 
Meßplatz Frankfurt, die für Poſen weit wichtiger ſein dürfte, als die 
mit Breslau. 6) Der genannte Bau würde auf die Rentabilität der 
Oſtbahn und zugleich bei Anlage einer Zweigbahn zwiſchen Küſtrin 
und Frankfurt auf die Rentabilität der Niederſchleſiſch-Märkiſchen 
Bahn einen großen Einfluß üben.! 


— Schwurgerichtsſitzung vom 8. Febmar. Anklage ges 
en die 42 Abgeordneten der Nationalverſammlung. Am Pulte der 
Staatsanwaltſchaft ſteht heute der Aſſeſſor v. Radicke, während deſſen 
der Aſſeſſor Rielau neben demſelben Platz genommen hat. Es wird 
zunächſt die Auklageſchrift gegen den Angeklagten Aſſeſſor Schulze 
(Delitzſch) verleſen. Sie lautet kurz dahin: Der Angeklagte hat, zum 
Abgeordneten für den Kreis Delitzſch erwählt, in der Sitzung vom 15. 
November 1848 in Verbindung mit Schornbaum und Anderen den 
demnächſt zum Beſchluß erhobenen Antrag wegen Nichtberechtigung 
des Miniſteriums Brandenburg zur Erhebung von Steuern rc. geſtellt, 
auch geſtändlich dieſen Beſchluß in feinem Wahlkreiſe bekannt gemacht. 
Er hat ferner die Proklamation am 18. November 1848 unterſchrie⸗ 
ben und ein mit feiner von ihm rekognoseirten Unterſchrift verſehenes, 
u den Akten gebrachtes lithographirtes Exemplar dem Dr. Fibiger bei 
eſſen Anweſenheit in Berlin mit dem Auftrage, für die möglichfte Ver⸗ 
breitung zu ſorgen, gegeben, worauf Fibiger daſſelbe in 1500 Erem⸗ 
plaren bei dem Buchdruckereibeſitzer Metzner in Delitzſch hat abdrucken 
und verbreiten, auch in Nr. 47 des Nachrichtsblattes für den Deligs 
ſcher und Bitterfelder Kreis einrücken laſſen. Der Angeklagte geſteht 
die Richtigkeit der in der Anklage erwähnten Thatſachen überall zu, 
und verwahrt ſich nur gegen die Folgerung der Staatsanwaltſchaft, 
daß er ſich dadurch eines verſuchten Aufruhrs ſchuldig gemacht habe. 
Er hätte in feinem Kreiſe vielmehr für die Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung gewirkt und ſich ſtets beſtrebt, Erzeſſe zu verhüten. Es feien in 
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der Stadt Delitzſch vielfache gen vorgekommen, jo im Jahre 
1846 und im Winter von 1846 zu 1847, wo eine große Noth geherrſcht. 
Durch Stiftung eines Hülfsvereines ſei es ihm gelungen, die Noth zu 
lindern und Erzeſſe zu verhüten, die bereits zu fürchten geweſen wä⸗ 
ren. Auch nach ſeiner Wahl zum Abgeordneten habe er durch Briefe 
und Schreiben in feinem Kreiſe zu wirken geſucht, und nach dem 15. 
Novbr. feine Wähler zur Ruhe ermahnt. Er überreicht zum Beweiſe 
deſſen einen Originalbrief vom 1I. Novbr. 1848 an alle ſeine Wähler, 
aus dem auf ſeinen Antrag folgende Stelle verleſen wird: „Zugleich 
bitte und beſchwöre ich alle Waͤhler und Alle, die Einfluß im Volke 
haben, mit aller Macht dahin zu wirken, daß kein ungeſetzlicher Schritt, 
keine Gewaltthat, keinerlei Erzeß vorkomme, daß die ganze Volksbewe⸗ 
gung rein und unbefleckt verlaufe.“ Die anderweitigen Ausführungen 
behält der Angeklagte ſich bis zu feiner Verteidigung vor. Bei dieſer 
Sachlage verzichtet die Staatsanwaltſchaft auf die Erhebung des Be⸗ 
laſtungsbeweiſes. Es ſtehen 9 Entlaſtungszeugen auf, unter ihnen 
die achtbarſten Bürger der Stadt Delitzſch, und der ehemal. Komman⸗ 
deur der dortigen Bürgerwehr. Die Zeugen geben dem Angeklagten 
ein glänzendes Zeugniß der Rechtſchaffenheit ſeines Charakters, feiner 
Beliebtheit im ganzen Kreiſe. Sein ganzes Leben ſei eine Reihe edler 
Thaten geweſen. In der Nothzeit des Winters 1846 zu 1847 ſei er 
der Armuth ein rettender Engel geweſen, indem er durch die zweck⸗ 
mäßige Stiftung eines Hülfsvereins die Noth erheblich gemildert habe. 
Er habe ſtets ermahnt, auf der Bahn des Rechts und Geſetzes zu wan⸗ 
deln, und ſeinem Wirken in Wort und Schrift ſei es zu verdanken, 
daß die Ruhe in der Stadt Delitzſch in keiner Weiſe geſtört worden. 
In einigen Versammlungen, in denen Gerichte über das Schicksal des 
Abgeordneten in der Hauptſtadt allgemeine Aufregung hervorgerufen, 
ſei der Dr Fibiger dazu beſtimmt worden, ſich nach Berlin zu bege⸗ 
ben, und am Orte ſelbſt Erkundigung über den allgemein geliebten 
Angeklagten einzuziehen. Nach drei Tagen ſei derſelbe zurückgekehrt, 
und habe die verſammelte Menge im Volksverein im Auftrage des 
Angeklagten zur Ruhe ermahnt. Unter den Zeugen befinden ſich zwei 
Bauergutsbeſitzer, welche übereinſtimmend die oft dargethane Anſicht 
des Angeklagten über die Laſten und Abgaben bekunden, und nament⸗ 
lich erwähnen, daß derſelbe die damals verbreiteten, irrigen Meinun- 
gen unter den Bauern von der Befreiung aller Abgaben ſtets zu berich— 
tigen ſich bemüht, und vor ungeſetzlichen Handlungen in dieſer Bezie— 
hung gewarnt habe. Der Staatsanwalt erklärt, um die Hoffnung 
der Geſchwornen auf einen raſchen Lauf der Verhandlung nicht zu 
täuſchen, von jetzt ab nur auf das Thatſächlichſte jeder fpeziellen Anklage 
und nicht mehr auf den generellen Theil eingehen zu wollen. Er der 
ducirt aus den vom Angeklagten zugeſtandenen Thatſachen die Schuld 
deſſelben. Der Angeklagte erbittet ſich hierauf ſelbſt das Wort zu ſei⸗ 
ner Vertheidigung. Seine hinreißende Rede bringt einen kaum zu bes 
ſchreibenden Eindruck hervor, ſo daß ſie an einer Stelle ſogar die au— 
weſenden Zuhörer zu einem lauten Bravo hinriß. Wir müſſen uns 
darauf befchränfen, aus dieſer Rede, welche eine Vertheidigung der po— 


Die uns bis zum 1. d. M. übergebenen Renten⸗ 


litiſchen Thätigkeit der Nationalverſammlung enthält, nur die weſent⸗ 
lichſten Momente hervor zu heben. (Schluß folgt.) 


Verantw. Redakteur: C. C. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
Vom 15. Februar. 

Laut's Hotel de Rome: Kommerzienrath v. Scholtz u. Frau 4. Grätz; 
die Kaufl. Düwahl a. Stettin; Brebeck a. Leipzig; Knips a. Frank⸗ 
furt a. M. u. Page a. Berlin. 

Höôtel de Baviere: Die Gutsb. v. Gräve a. Boreck; v. Gräve a. Ko⸗ 
Laczktowo u. Niewiarowskt u. Kruchowo; die Kaufl. Baſtian a. 
Leipzig u. Friederich a. Phanienſee. 

Bazar: Gutsb. Noznowski a. Arcugowo. 

Schwarzer Adler: Gutsb. Bandelow a. Latalice. 

Hotel de Dresde: Gutsb. Bothelt a, Trzebiskawki. 

Hotel de Berlin: Gutsb. v. Brzezinski a. Grodzik. 

Hötel de Saxe: Balettänzer Aberino u. Frau a. Nom. 

Hotel de Pologne: Apotbeker Herdingersa. Schocken. 

Krug's Hötel: Schneidermſt. Plötz u. Tuchfabrikant Maltze a. Meſeritz; 
Gutsb. Scharwenke a. Nackaw. 

Im Eichenkranz: Die Kaufl, Kaater a. Liſſa; Kanter u. Cohn a. Berlin. 

Weißer Adler: Kfm. Bulling a. Stettin; Applikant Nachacki a. Schweidnit. 

Drei Lilien: Oberförſter Tomaſzewski a. Mokrz; Gutsb. Chmie⸗ 
lewski a Kempa. 0 

Kirchen: Nachrichten für Poſen. 
Sonntag, den 17. Februar e. werden predigen: 
Ev. Kreuzkirche. Vm.: Herr Oberprediger Hertwig. — Nachm. 
Herr Pred. Friedrich, 
Ev. Pekrikirche. Vm.: Herr Eonf-Nath Dr. Siedler. 
Garniſonkirche, Vm: Herr Div.⸗Pred Bork. — Nachm.: Herr 
Milit-Oberpred. Nieſe. 

Ehriftfathol. Gem. Vm. u. Nachm: Herr Prediger Poſt. 

Ev lutber. Gem. Bm. u. Nachm. Herr Pred. Böhringer. 
Den 20 Febr. Abends 74 Uhr: Paſſionspredigt. 

In den Parochieen der genannten chriſtlichen Kirchen find in der Woche 

5 ’ 5 7. bis 14. Februar 1850: 1 0 

Geboren: 3 mäunl., 1 weibl. Geſchlechts. 

Geſtorben: 1 männl., 6 weibl. Geſchlechts. 

Getraut: 1 Paar. 


Markt⸗Bericht. 
Poſen, den 15. Februar. . 

Weizen 1 Rthlr. 16 Sgr. 8 Pf. bis 1 Rthlr. 25 Sgr. 7 
Pf. Roggen 25 Sgr. 6 Pf. bis 27 Sgr. 9 Pf. Gerſte 22 Sgr. 3 
Pf. bis 21 Sgr. 5 Pf. Hafer 15 Sgr. 7 Pf. bis 17 Sgr. 9 Pf. 
Buchweizen 23 Sgr. 3 Pf. bis 24 Sgr. 5 Pf. Erbſen 26 Sgr. 
8 Pf. bis 1 Rthlr. 1 Sgr. 1 Pf Kartoffeln 11 Sgr. 1 Pf. bis 
12 Sgr. 5 Pf. Heu der Gentner zu 110 Pfund 20 Sgr. bis 25 
Sgr. Stroh das Schock zu 1200 Pfund 5 Athlr. bis 6 Mil. 
Butter ein Faß zu 8 Pfd. I Rthlr. 15 Sgr. bis ! Rthlr. 20 Sgr. 
Druck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen 
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Italiener Stroh ⸗ und Bordüren- 


Sonntag den 17. Februar Ste Gaſtdarſtellung 
der Frau Meverhofer mit ihren Kindern Jenn) 
und Stoffel vom K. K. Theater zu Wien. Zum 
Erſtenmale: Die Wahlen, oder: Was werden 
Sie wohl dazu ſagen? Scherzſpiel mit Geſang 
in 1 Akt. — Mad. Müller: Frau Meyerhofer. 
Fanny: Jenny Meyerhofer. — Hierauf: Ein 
höflicher Mann; Original-Luſtſpiel in 3 Akten 
von L. Feldmann. — Darauf folgt: Der Kurmär⸗ 
ker und die Pikarde; Genre-Bild mit Geſang 
und Tanz von L. Schneider. — Marie: Jenny 
Meyerhofer. — Schulze: Emil Fiſcher. — Zum 
Schluß: Polniſcher National-Tanz, ausgeführt von 
Fräul. v. Natzmer, als Pole, und Jenny Meyer⸗ 
r 

Sonntag, den 17. Februar: 
Erſte große Vorſtellung der Italieniſchen 
Tänzer⸗ und Pantomimiſten⸗Geſellſchaft unter Dis 
rektion des Herrn Michele Averino im Saale 
des Hotel de Saxe. Anfang 7 Uhr. 

Die geſtern Abend glücklich erfolgte Entbindung 
meiner lieben Frau, Marie geb. Zitterland, 
von einem geſunden Mädchen, zeige ich Freunden 
und Bekannten hierdurch ergebenſt an. 

Poſen, den 15. Februar 1850. 

Otto Brachvogel. 
Bekanntmachung. 

100 Stuck Schaafe ſollen in Zydowo im Ter⸗ 
mine den 21. Februar 1850 Vormittags 10 
Uhr öffentlich an den Meiſtbietenden gegen gleich 
baare Bezahlung verſteigert werden, wozu Kauflu— 
ſtige eingeladen werden. 

Poſen, den 11. Januar 1850. 

Königl. Kreis⸗Gericht. 
Erſte Abtheilung — für Civilſachen. 
Oeffentliche Bekanntmachung. 

Den unbekannten Gläubigern des am 23. Mai 
1818 zu 3Zdzychowice verſtorbenen Rittergutsbe⸗ 
figers Andreas Vladislaus v. Kurnatowski 
wird hierdurch bekannt gemacht: 

daß die Theilung des Nachlaſſes bevorſteht, 
mit der Aufforderung: binnen 3 Monaten ihre An⸗ 
ſprüche anzumelden, widrigenfalls ſie damit nach 
8. 137. und folg. Theil I. Tit. 17. Allg. Landrechts 
an jeden einzelnen Miterben nach Verhältniß ſeines 
Erbantheils werden verwieſen werden. 

Schroda, den 1. Januar 1850. 

Königl. Kreis⸗Gericht. II. Abtheilung. 
Bekanntmachung. 

Das Kellergeſchoß der hieſigen Garniſon-Kirche 
ſoll Montag den 18. Februar c. Vormittags 
10 Uhr im Bureau der Garniſon-Verwaltung an 
den Meiſtbietenden als Waaren⸗Lager anderweitig 
vermiethet werden. Es werden daher die Mieths⸗ 
luſtigen hierdurch eingeladen, und können die des⸗ 
fallfigen Bedingungen vorher in gedachtem Burean 
eingeſehen werden. 

Poſen, den 7. Februar 1850. 

Kuratorium der Garniſon⸗Kirche. 


Der Lebenswecker 


von Baunſcheidt, erprobt von vielen Aerz⸗ 
ten, hat ſich in kurzer Zeit durch ſeine heilbringende 
Wirkung in vielen Krankheiten, namentlich bei rheu⸗ 
matiſchen und nervöſen Zahn-, Geſichts-, Ohr- und 
Kopfſchmerzen, allen Arten von Rheumatismen, Läh— 
mungen, Hüftweh, krankhaften Erſcheinungen, un— 
terdrückter Hautthätigkeit, Congeſtionen, Ohumach— 
ten, Krämpfen, lymphatiſchen Geſchwülſten u. ſ. 
w., einen durch die Erfahrung gerechtfertigten, 
nicht aber einen durch marktſchreieriſche Anpreiſun⸗ 
gen provoeirten Ruf erworben und zwar dergeſtalt, 
daß in wenigen Wochen einige Tauſend begehrt wor— 
den ſind. 

Indem wir Aerzte und Kranke auf dieſes vortreff⸗ 
liche Inſtrument aufmerkſam machen, bemerken wir 
noch, daß ſeine Anwendung faſt keinen Schmerz ver⸗ 
urſacht und fein Gebrauch ein höͤchſt einfacher iſt. 

Der Lebenswecker nebſt Gebrauchsanweiſung iſt 
für den Preis von 4 Rthlr. zu beziehen durch 

Steiner in Breslau, 
Schuhbrücke No. 30. 


Stroh- und Bordüren-Hüte werden zu den billig— 
ſten Fabrikpreiſen zum Waſchen und Moderniſiren 
angenommen und Portofrei nach Berlin eingeſandt. 

b. Stern geb. Weyl, 
Markt und Neueſtraßen-Ecke No. 70. 


Bekanntmachung. 


Verſchreibungen pro 1839 können gegen Zurückliefe⸗ 
rung der mit Quittung zu verſehenden Beſcheinigung 
bei Unterzeichnetem in Empfang genommen werden. 
Poſen, den 15. Februar 1850. 
M. Kautorowiez Nachfolger, 
> Haupt: Agent 
der Preußiſchen Renten-Verſicherungs⸗Anſtalt. 


1! Zur gefälligen Be: 
achtung !!! 

Alle Sorten Strohhüte werden bei 
mir nach Hamburger Art gewaſchen, 
appretirt und nach den neueſten diesjäh— 
rigen Fagons umgeändert. 

Da ich meine eigene Waſch-Anſtalt 
hier am Orte habe, ſo verſpreche ich die— 
ſelben aufs ſchönſte zu liefern und die 
billigſten Preiſe zu ſtellen. 

M. Fiedler, geb. Löwenthal, 
Breiteſtraße 11. eine Treppe hoch beim 
Kupferſchmidt Herrn Werner. 


Die Lieferung der Materialien und Arbeiten zum Neubau der Kavallerie-Kaſerne hierſelbſt ſollen 
bedingungsgemäß dem geeigneten Mindeſtfordernden überlaſſen werden. 

Demnach werden die geeigneten Uebernehmungsluſtigen hierdurch eingeladen, die desfallſigen Be— 
dingungen ꝛc. im Burean der unterzeichneten Verwaltung, Wallſtraßenſeite des Intendantur- ze. Gebäu⸗ 
des am Berliner Thor einzuſehen und darnach ihre ſchriftlichen Offerten, gehörig bezeichnet und verſiegelt, 
mit den erforderlichen Proben nebſt Kaution, in den nachſtehend anberaumten Submiſſions-Terminen da⸗ 


ſelbſt rechtzeitig zu überreichen, und zwar: 


No. 


Bezeichnung der Gegenftände 


Submiſſions-Termin 


Vormit⸗ 
tags 


| | 
Tag | Datum | Monat 
Uhr 


— — —— ͤ ͤ wEgſd4ů— —öä—hũrö — —ꝛsðrC —＋...83ůä33ö—X—K·; U} 


A. Lieferung 


I. der Zimmer-Hölzer, Bohlen, Bretter, Schwarten 
und Latten, Dienſtag 19. Februar 9. 
2. der Ziegelſteine und Klinker, Mittwoch 20. dto. 9. 
3. des Kalks, inel. Einlöſchen, Sandes und Lehms, Donnerſtag 21. dto. 9. 
4. des Gypſes, Mauer⸗Rohrs, Rohrdrahts u. Nägel,] Freitag 22. dto. 9. 

B. Arbeiten: 

5. Maurer-Arbeiten, Sonnabend! 23. dto. 9. 
6. Zimmer- Arbeiten, Montag 25. dto. 9. 
7. | Tiſchler- Arbeiten inel. Materialien, Dienſtag 26. dto. 9. 
8. Schloſſer- u. Schmiede-Arbeiten incl. Materialien,] Sonnabend 2. März 9. 
9. Dachdecker- und Glaſer-Arbeiten inel. Materialien, Montag J. dto. 9. 
10. | Anſtreicher⸗ und Töpfer-Arbeiten inel. Materialen,] Dienſtag 5. dto. 9. 
11. | Klempner⸗ und Steinſetzer⸗ Arbeiten desgleichen. Mittwoch 6. dto. 9. 


Poſen, den 11. Februar 1850. 


| 


Königliche Garniſon-Verwaltung— 


Hüte jeder Art werden nach den neueſten Fagons 
umgearbeitet, gewaſchen, nach Franzoͤſiſcher Art ges 
bleicht und durch Maſchinen gepreßt, ſo daß 
ſie die Neuen an Zartheit bei Weitem übertreffen. 

Den Herren Kauflenten und Putzhaͤndlern bei 
Ueberlieferung von Dutzenden einen bedeutenden 
Rabatt. 

Erſte Berliner Strohhut - Wafch- 

und Appretir⸗Anſtalt 


C. Ewald aus Berlin, 


Ritterſtraße No. 5. in Poſen. 


Selig Auerbach, Friedrichstr. 13. 


Brunſt⸗Caramellen 


gegen Heiſerkeit, Huſten u. Bruſtleiden. 
Banillen:, Gewürz, Stücken⸗„Wurm-, 
bittere und entölte Chocoladen empfiehlt 
__ Reneitraße Ludwig Johann Meyer. 


Salonhölzer. 


Ein elegantes Feuerzeug in Zimmern, ohne 
Schwefel, empfiehlt 500 Stück à L Sgr. 
100 Stück 8 Pf., 

Neue Straße. Ludwig Johann Meyer. 


Der von mehreren hohen Rabbinats beſtätigte 
Schächter und ad Ausäderer M. Elkeles 


hier, zeigt den Herren Fleiſchermeiſtern hier an, 
daß er zu jeder beliebigen Zeit bereit iſt, Hinter⸗ 
fleiſch auszuädern, und liegen bei ihm die Zeugniſſe 
über ſeine Qualifikation zu dieſem Amte zu jeder 
beliebigen Einſicht bereit. 

Poſen, im Februar 1850. 


Colosseum. 
Heute Sonnabend: 


Letzte Große Redoute 


mit und ohne Maske. 

Nach der großen Pauſe wird die fo ſehr bellebte 
Pfeifen-Polonaife ala Hambourg aufgeführt 
werden. Entree für einen Herrn 10 Sgr. LE 
frei. Anfang 8 Uhr Abends. Peiſer. 


Wer einer geübten Pianiſtin ein Piano leihweiſe 
überlaſſen will, beliebe ſeine Adreſſe in der Expedi⸗ 
tion dieſer Zeitung abzugeben. 


Diejenigen Burger, welche ſich durch Beiträge zu 
dem Ehren⸗Geſchenk für einen Mitbürger betheiligt 
haben, werden zu einer Konferenz auf Sonnabend 
den 17. Nachmittags 2 Uhr im Vorſaal des Hotel 
de Saxe eingeladen. 


